
, 
I tI 

~-- .. ~---_...:......_,-- -~ ... ~-'_._-- -.:.-_ .. ~_._ ........ -- -

111-86 der Beilagen zu den stenografischen Protokollen 
des Nationalrates 

XVII. Gesetzgebungsperiode 

BERICHT DER BUNDESRmIER{N; tlBER IHRE FOR'lGESETZTEN BEl4JHuN:iEN ZUR 

ERHAL'ruNi DES FRIEDENS IN FREIHEIT 

Einleitung 

Der österreichische Nationalrat hat die Bundesregierung mit Entsdlließung 

'iOm 5. November 1987 zur \Orlage eines Berichtes "über ihre fortgesetzten 

BemÜhungen zur Erhaltung des Friedens in Freiheit" aufgefordert. Es war 

dies die vierte Entschließung dieser Art. cer 'iOrliegende Bericht ist-

also der vierte Beridlt der Bundesregierung, mit dem einem solenen 

Auftrag des Nationalrates entsprodlen wird. 

Die erste dieser Entsdlließungen des Nationalrates im Jahre 1983 und der 

erste derartige Beridlt der Bundesregierung aus dem Jahre 1984 haben auen 

die danalige Weltlage wied~gespiegelt. Oie Beziehungen zwisdlen beiden 

Slpermächten, USA und WSSR, und auen die Beziehungen zwisdlen den beiden 

Militärblöcken, nämlidl dem warsdlauer Pakt und der NA'lO waren daIrals 

gespannt. Diese Spannung und die Aufrüstung mit atomaren Mittelstrecken­

Raketen hatte die öffentliche ~inung audl in den neutralen Staaten für 

die Aufgabe der Friedenserhaltung sensibilisiert. So war es soWJhl der 

Bundesregierung wie dem Nationalrat ein widltiges Anliegen, öffentlien 

darzustellen, daß sie audl trotz, oder gerade wegen dieser damaligen 
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ErhShung der internationalen Spannungen nadl wie ~r im Rahmen der ihr 

offenstehenden M5glidlkeiten dahin wirken 'IIOllte, den Frieden zu stützen 

und zu festigen. 

Nun scheint heute, bei oberflädllidler Betrachtung, diese 5::>rge etwas in 

den Hintergrund getreten zu sein. Statt zu einer weiteren Aufrüstung mit 

atomaren Mittelstreckenwaffen ist es zu einem Vertrag gekcrrmen, in dem 

sidl die beiden Supermä.dlte einigten, die landgestützten atonaren 

Mittelstreckenraketen ~llends abzuschaffen. Der Ost-west-oialog wurde 

wieder aufgenomnen; er wird \On beiden Seiten im offensidltlid1en Bercühen 

geführt, Spannungen zu beseitigen und gefährliche Krisen zu isolieren; zu 

entschärfen oder gar zu lösen. Der Beschluß der WSSR, ihre TrU~ aus 

Af~anistan abzuziehen, ist ein markanter Schritt in diese Richtung. Die 

Situation, die im Jahre 1985 wch in vieler Hinsidlt bedmhlidl schien, 

und die den österreichischen BÜrgern Anlaß zu Sorge rot, hat sidl also 

seither merklich entspannt. 9:l bestimmt diese 9:lrge l.llD die Erhaltung des 

Friedens heute nidlt mehr die Schlagzeilen. Aber diese Beruhiglmg ist 

rrr5glidlerweise um wahrsdleinlich nur eine oberflächliche. Wie 

loi:!inungsumfragen zeigen, fühlen sidl die ö;terreicher nadl wie ~r durch 

diese 9:lrge belastet. Sie eradlten es weiterhin als die erste und 

hauptsächlidle Pflicht der SicherheitslDlitik, die sich auf eine wirksame 

Außenp::>litik um Landesverteidigung stützt, dieser ihrer fortdauernden 

Sorge Redlnung zu tragen. 

---~~~_.--- -
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TABET·T.E 1: SUBJEKTIVE EImcHÄTZUN3 DER KRIEX:;SRISKEN * 

SUBJEKTIVE WAHRSOiEINLIaIKEIT, sehr durdlaus kaum 
DASS ES ••• wahr- It'Ög1idl denkbar 
(in prozent) ** scheinl. 

A. ZU EINEM WEL'IWEITEN A'lCMKRIEX:; K(l.1MI'-

INNERHALB DER NÄCliSTEN 10 JAHRE 1 21 79 

B. ZU EINEM WEL'IWEITEN A'lCMKRIEX:; KCMMr-
INNERHALB DER NÄalSTEN 30 JAHRE 4 40 56 

c. IN EUROPA ZU EINEM KRIEX:; MIT A'IOM-
WAFFENEINSATZ KO+1T - INNERHALB DER 
NÄaiSTEN 10 JAHRE 18 82 

D. IN ElJROPA ZU EINEM KRIEX; MIT A'ICM-
WAFFENEImATZ KCMwfi' - INNmHAIß DER 
NÄalSTEN 30 JAHRE 34 65 

E. IN EUROPA ZU EINEM KONVENl'IONELI..rn 
KRIEX;, OHNE A'ICMiAFFEN KJ:M.f1' - INNER-
HAIß DER NÄOlSTEN 10 JAHRE 5 48 47 

F. IN ElJROPA ZU EINEM KONVENl'IONELLEN 
KRIEX:;, OHNE A'ItMWAFFEN, I<C.MMI' - I~-
HALB DER NÄCliSTEN 30 JAHRE 10 64 26 

G. IN EUROPA ZU EINER KLEINEREN KRImE-
RIsarEN AUSEINANDERSEl'ZUN3 I<Q.Ml', DIE 
AUCH ~TERREICli BEmIFFl' - INN'ERHAIß 
DER NÄalSTEN 10 JAHRE 4 44 53 

i H. IN ElJROPA ZU EI~ KLEINEREN KRIEXiE-
1 ~ RIsarEN AUSEINAWERSErZUN:; I<Q.Ml', DIE 

AUCH ~TERREIrn BEmIFFl' - ImErulALB 
DER NÄalSTEN 30 JAHRE 5 60 35 

J 
.. 

* Quelle: Ernst Gel'rnadler, Gerd IJ..1ka'Nletz "Zwischen Friedensstiftung und 
Kriegsangst" , S::>zialwissensdlaftliche Rundschau 1/1988 

** Rest auf 100 % keine Angaben 
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Dieser subjektiven Empfindung entspridlt aber audl eine außenp:>litisdle, 

sicherheits~litische Realität, in der Frieden el:en tatsädllidl und nadl 

wie ~r gefährdet ist, und in der ein Friedensbrudl - ein Krieg - Folgen 

haben kÖnnte, die letztlidl oogar den Fortbestan:i der mensdllidlen 

Zivilisation, wenn nidlt der Mensdlen überhaupt in Frage stellen würden. 

Audl v.enn man sich als::> im Jahre 1987 in der Öffentlidlkeit nidlt länger 

~rrangig mit diesem '1l1ema beSchäftigt hat, so bleibt es denmdl auf der 

~litischen Tagerordnung; und zwar nadl wie ~r an ~rderster Stelle. 

cer Nationalrat spridlt in seiner Entschließung nidlt ~n der Erhaltung 

des Friedens sdlledl thin, oondern \On der "Erhaltung des Friedens in 

Freiheit". Frieden hat einen tohen und im HinblicK auf die m5glidlerweise 

verheerenden Folgen eines Krieges einen überragend tohen wert. Es ist 

aber andererseits el:enro eine Tatsadle, daß imner wieder ~n ihnen als 

unerträglich erlebte Umstände Menschen dazu veranlassen, trotz der 

~rhersehbaren Ißiden, die dies verursadlt, den Frieden ~n sidl aus zu 

brecnen: 9:> kÖnnen Entredltung, UnterdrücKun:J und ooziale Spannungen 

Krieg erzeugen; und so sind viele Kriege el:en Symptome ~n Situationen, 

die als unerträglich enpfunden werden. Den Krieg wird man in den 

internationalen Beziehungen dermadl nur zurückdrängen kÖnnen, wenn man 

auch diese Kriegsursadlen beseitigt. 

Die Aufgabe der Friedenserhaltung ist dermadl komplex, eben weil audl die 

~raussetzungen für den Frieden komplex sind. 9:> widltig es auch ist, so 

genügt <Dch nicht nur das Ben'i.ID:m um die Hintanhaltung ~n offenen und 

offiziell erklärten Feindseligkeiten. Es genügt auch nicht, diese POlitik 

der Friedensförderung ausschließlich im Militärischen - etwa in der 
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RÜstungskontrolle und Abrüstung - zu verankern. Sie verlangt reben 

solchen Maßnahrren letztlien eine allmähli~ Unforrnung der 

internationalen Beziehun~n ins~samt. Sie verlangt, daß diese nidlt nur 

stabiler, oondern auen ausgeglienener, aloo geredlter werden; sie 

verlangt in diesem Sinne eine allrrählidle ''Verrechtlidlung" dieser 

internationalen Beziehungen, eine Stärkung der Zusamrenarbeit in den 

Internationalen Organisationen, einen allmählidlen Ausgleidl nidlt nur 

zwischen den Mädl tigen urrl den Sdlwaenen, oondern auen zwisenen den Armen 

und den Reidlen dieser Erde; und sie verlangt schließlidl nidlt nur eine 

internationale Ordnung der Staaten, oondern auen eine innere RJlitik in 

diesen Staaten, die der mensdllidlen 1ftUrde und den mensdllidlen 

Aspirationen geredlt wird. 

Die Bedrohung durdl Gewalt ist auen in den internationalen Beziehungen 

naen wie 'vOr ~genwärtig. Gewiß haben alle Staaten der organisierten 

Gewaltanwendung - dem Krieg - inzwisenen mehrfadl und in Erklärungen 

unterseniedliener Verbindlidlkeit formell abgesdlw:>ren. Gewiß konnten in 

den letzten vier Jahrzelmten - zumindest unter den großen 

Industrie-Staaten - offene Kriege vennieden werden. Gewiß könnte man aloo 

- i:::ei einer globalen Betradltung der Fra~ - behaupten, daß Kriege 

zunehmerrl unwahrsd1einlien werden. Das wäre nidlt durdl eine hJ"here 

IlDralisene Verantw:>rtlidlkeit der Staaten verursadlt w:>rden, sondern 

durdl den Wandel im Olarakter der Kriega. Sie werden stets blutiger, 

opferreidler und in ihrem Ausgang I.m~rhersehbarer. Thre Folgen sind 

derart, daß selbst ein "Sieger" am Ende kein Gewinner ist. Die Folgen 

sind als:> s:>ldle, daß die oft zitierte Bemerkung \On Clausewitz heute 

nidlt aehr anweOObar ist, derzufol~ "der Krieg eine Fortsetzung der 
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R:>litik mit anderen Mitteln" wäre. Die Option, die R:>litik mit 

kri~rischen Mitteln fortzusetzen, ist heute einfach zu aufwendig und 

riskant ge\toOrden - uni zwar riskant durch die enicihnten mhen Opfer, 

durch die erwähnte mhe Ungewißheit über den Ausgang, riskant aber auch 

dadurch, daß Kriege die stän:iig stärker werdenden internationalen 

Verflechtungen schädigen würden. Die Staaten sind iIImer mehr aufeinander 

angewiesen. Gewaltsame militärische Fbnflikte si.oo daher zunehrnerrl 

unvereinbar mit dem objektiven Interesse der Staaten an einer ungestörten 

Fortdauer uni Fortentwicklung der nannigfachen Beziehungen, die sie 

verbinden. Wenn aber nun die Wahrscheinlichkeit von Kri~n zumindest 

zwischen den großen uni industriellen Staaten heute objektiv geringer · 

se'l.Orden ist, 50 wiegt sich die Be\Ölkerung desweg:n nicht in Sicherheit. 

Das hat gute Gründe: 

1. Kri~ zwischen großen Industriestaaten !'!Ögen unwahrscheinlich 

ge\toOrden sein. Sie wurden aber zugleich - wie erwähnt - für alle 

Beteiligten riskanter. Am extremsten zeigt sich das in der Frage 

eines atorcaren Krieges. Natürlich will ihn keim Atommacht 

bewßt vom Zaun brechen. Natürlich wird sie auch alles 

vermeiden, was zu einem Atomkrieg führen könnte. Natürlich 

steuert kein Staat absichtlich in eine solche selbstnörderische 

Situation. In diesen Si.nne mag die gegenseitige Abschreckung 

durch Kernwaffen in der Tat zur Aufrechterhaltung des 

Weltfriedens beigetragen haben. Aber andererseits kann <Dch auch 

nicht mit vülliger Sicherheit ausgeschlossen werden, daß ein 

Atomkrieg eben auch g e gen die Absichten der 

Nukleazmäc:hte, aus einer Fehleinschätzung, aus Irrtum, aus einem 

technisdlen Versagen heraus entsteht. 
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Nadl einer Studie der Weltgesundheitoorganisation (WHO) würde 

ein Atomkrieg, bei dem auch nur die Hälfte der \Crhandenen 

Kernwaffenarsenale zum Einsatz käme, rrehr als eine Milliarde 

M:nschen sofort töten und eine Milliarde Verletzte als 

urmittelbare Opfer fordern. 

Das aber ist ein Grund, weswegen die Frage der 

Kriegsverhinderung auch unter industrialisierten Staaten 

besonders Gewicht, ja geradezu Vorrang hat: Die Risken eines 

solchen Krieges haben sich gegenüber früher vervielfacht. 

2. wenn es auch richtig ist, daß zumindest zwischen den großen und 

den Industriestaaten Kriege in den letzten Jahrzehnten 

unwahrsdleinlicher ge....orden sind, so ist damit die Gewalt aus 

den internationalen Beziehungen keines~gs geschwunden. Vielfach 

hat sich nur die Form der Gewaltanwendung geärrlert. Es korrmt zum 

staatlichen 'Ierror oder zum Terror einzelner GruH?E=n. Es gibt 

Versuche, Staaten duren andere Mittel zu destabilisieren oder 

mn außen unter Druck zu setzen. Kurzum: es gibt neue, 

zerstörerische und feindliche Fonnen internationalen Handelns , 

die an die Stelle \On fonnell erklärten Kriegen treten. 

3. Die MSglichkeit eines konventionellen I<bnfliktes, dessen WUrzeln 

auch außerhalb Eumpas liegen kÖnnen, darf nicht außer Acht 

gelassen werden. 

Ziel der österreichischen Friedensp:>litik ist es, solchen Bedrohungen 

entgegenzuwirken um in der welt ihnen gegenüber den Prozeß einer 

kontinuierlichen und friedlichen Weiterentwicklung der internationalen 

Beziehungen zu stützen. Diesem Ziel dienen sehr breit gefächerte 

außenpolitisdle und sicherheitsspolitische Maßnahmen. Zunächst gilt es, 

die friedliche I<bntinui tät des Staates selbst zu garantieren. Dazu 
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leistet - uni audl das nuß rran in einen Friedensberidlt sagen - die 

österreichische militärische Landesverteidigung einen wichtigen Beitrag, 

indan sie nadl den \On den Landesverteidigungsplan \Orgegebenen 

Richtlinien und auf der Basis des Milizsysterrs verhindert, daß auf dem 

Territorium der RepJ.blik ein militärisches Vakuum entsteht, durdl das 

auch die sicherheitsp'litische Ordnung in der umliegendenden Region und 

in Europa bee inträdl tigt würde. 

Diese militärische Landesverteidigung gewinnt ihren ~llen Sinn erst im 

Rahrren einer generellen Sicherheitstx=>li tik uni diese wiederum hat sich an 

der Aufgabe der Friedenserhaltung und Friedenssicherung zu orientieren. 

So russen die Anstrengungen zu Verteidigung des österreidlischen 

'D:!rritoriuns begleitet sein ~n gleichzeitigen Anstrengungen, vor allem 

in Europa selbst den Prozeß der Abrüstung ~ranzutreiben. Sicherheit soll 

nidlt in einer ständigen Eskalation ~n RÜStung und Gegenrüstung gesucht 

werden, sondern in einem Regime, durch das das ohnehin übertohe Niveau 

der Militärausgaben reduziert wird. Der Weg dahin ist - wie in der FOlge 

noch erläutert wird - freilidl besdlwerlidl. Gerade in Fllropa ist diese 

Aufgabe besonders vielsdlidltig und Schwierig. Dies deshalb, weil gerade 

in Fllropa nidlt imner \On spiegelgleichen Gegebenheiten ausgegangen 

werden kann, sondern ~n Asymetrien und Ungleidlgewidlten, die in den 

Verhandlungen berücksidltigt werden russen. 

Uaeo widltiger ist es, diese Abrüstungsmaßnahmen nidlt nur durdl eine 

wirksame Fbntrolle (Verifikation), soooern darüber hinaus audl durdl 

sonstige Maßnahmen der militärisch-tx=>litischen Vertrauensbildung 

abzustützen. Sie sollen, um ungewißheit um Zweifel auszuräumen, nidlt 
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nur Transparenz sd1affen. In Europa strel::en l:eide Militärblöc:Xe nad1 

Erhaltung des Status qtX>. Beide sind in diesem Sinne defensiv. Es wäre 

demnadl angebrad1t, Strukturen, AusrüstUl"g un:i D:lktrinen diesem 

sid1erheitspolitisdlen Ziel unterzuordnen und die offensive Orien- ~g 

der Streitkräfte zu verringern. Ziel dieser Vertrauensbildung im weiteren 

Sinne wäre es, daß der militärisd1e Apparat dem I;l)litisdl defensiven 

C1arakter der l:eiden BÜndnisse angeglichen un:i untergeordnet wird. 

Viele der heutigen Konflikte sind entlang mn Grenzen zwisd1en Nadlbarn 

entstanden. Gerade zwisdlen Nachbarn gibt es zahlreiche Kontakte und 

damit natürlid1. die MSglid1.keit 3)W)hl zu Zusamnenarl:eit als aud1 zu 

lfDnflikt. Eine Nachba.rsd1aftsI;l)litik rruß die Zusarrmenarl:eit zu einer 

vertrauensmllen und breiten machen und möglid1.e lfDnflikte mraussdlauend 

entsd1.ärfen. Da '!eile der österreichisd1en Gre.T1ze zugleid1 

gesellschaftspolitische Systeme trennen, hat eine konstruktive 

Nachbarschaftsp::üitik audl eine gesamteuropäisdle, un:i diese wieder eine 

Ost-West-Oimension; denn einerseits würden Konflikte entlang dieser 

Grenzen die Ost-west-Spannungen erh5hen urrl arrlererseits wird eine 

Zusanmenart:eit über diese Grenzen hinweg zu einem Elem=nt der allgemeinen 

OSt-West-Zusarrmenart:eit. 

Fr i edens po li tik bedeutet aber weh mehr: 

Eine Maxime für einen kleineren Staat ist es, in seinem Inneren möglichst 

unverwundbar und in seinen äußeren Beziehungen ItÖglichst I1Ützlid1. zu 

sein. Das Streben österreichs nadl internationaler ~tzlid1keit 

entspringt als::> nicht dem Trieb nach selbst.l:::estätigung; es ist vielrcehr 

Teil einer breit konzipierten Sieher~its- urrl Friedensp::>litik. 
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Als verhältnismäßig kleiner urd. exp::mierter Staat !tUß österreich an allem 

interessiert sein, was zur Uberwindung einer Staaterordnung führt, in der 

ein Großer ungestraft einen Kleinen bedrohen kann urd. in der 

gnmdsätzlich und letztlich nur die Drohung mit Gewalt das Verhalten der 

Staaten bestUrumt. 

So ist &terreich daran interessiert, daß das Völkerrecht 'Heiter 

e.'1twid<el t urrl daß \Or allem dessen Anwendung selbstverständlicher urrl 

verpflichtender wird. Cenn das \6lkerrecht sdlützt mr allem die 

Sdlwächeren. 

So hat &terreidl ein Interesse an der Ruhigstellung und Beseitigung \On 

L'1ternationalen Krisen. Diese zersetzen mit ihrer gefährlid1en 

Ausstrahlung die internationale Ordnung und l:::edrohen die \brhersehbarkei t 

und YDntinuität, auf die wiederum gerade kleine und mittelgroße Staaten 

l:::esonders angewiesen sind. 

Wenn &terreidl im Sinne dieser seiner Interessen wirksam wird, leistet 

es auch einen Beitrag zu einer allmählid1en E\'Olution, die nidlt nur ihm, 

sondern der Staatengeneinschaft insgesamt \On Vorteil wäre - nämlich 

einer E\'Olution hin zu einer gewaltfreien LlI'Xi friedlid1en welt. 

Das österreichische Bestreben, die internationalen Organisationen zu 

stärken, an ihren friedenserha.ltenden q;>erationen mitzuwirken, 

internationale Solidarität zu praktizieren, die ~chenrechte und die 

Achtung ~r dem \6lkerrecht zu stärken, all das siIxi Elemente einer audl 

im eigenen Interesse österreichs gelegenen FriedensPJlitik. 
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Das Wiener KSZE Eblgetreffen (WFT) 

- die 9..lcre nach Frieden urrl Sicherhe i t in Europa 

Die österreichische Sicherheits- und Friedenspolitik hat, wie erwähnt, 

zunächst und \er allem die europäischen Gegebenhe i ten urrl Probleme im 

Au~ zu J::ehalten. Das Ost-~t-Verhältnis in Ellropa, die 

Ost-West-ZusamnenarJ::eit in Europa sind für österreich einerseits ...on 

unmittelbarer Bedeutung; und sie sind andererseits ein Gebiet, auf dem 

sich seine Politik zu ...orderst bewähren rruß. Gerade hier rruß österreich 

einen konstruktiven Beitrag leisten. Das kann nicht jeweils ad OOC 

erfolgen. Seine Politik rruß, 'M2I1I1 sie langfristig sinnroll sein m:3dlte, 

mn klar erkennbaren ~ dauerhaften Ziel~rstellungen g:leitet sein. 

Die Zielrorstellung für österreich ist, der Teilung des Fbntinentes in 

zwei antag:mistisdle Hälften ent~genzuwirken; die aus dieser Teilung 

entstehenden sicher~itst;:.oli tischen Risken abzubauen; die aus ihr 

entstehenden menschlidlen Leiden zu verrin~rn; neue &Intakte zwischen 

Ost und West zu schaffen und die bestehenden zu verstärken; und generell 

der Ar1::eit an ~IIeinsamen Projekten einen ooneren Stellenwert 

einzuräumen. Die endgültige Uberwindung der Trennung Europas ist 

mittelfristig unerreidlbar • In dieser zeit rruß und kann jed:>ch vieles 

untern:mmm werden, um zumindest einige schledlte FOlgen dieser Trennung 

zu beseitigen oder abzuschwächen. 
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Dieses Ziel verfolgt österreich auf mannigfache Weise: In den Vereinten 

Nationen, in deren Wirtschaftskonmission für Europa (EI:E), in seiner 

Nachbarschafts- und seiner sonstigen bilateralen Außenp::>litik. Von 

bes::>nderem Nutzen und besonderem Stellenwert ist ihm dabe i der s::>genannte 

"Helsinki-(KSZE) -Prozeß" - als::> jener Prozeß, der auf der 1975 in 

Helsinki verabschiedeten Sdüußakte der "I<bnferenz über Sicherheit und 

Zusamnenarl::eit in Ellropa" beruht. In ihm steht, in einer Fblge ~n 

Konferenzen und Veranstaltungen, das Problem der Verbessen.:...-:g des 

europäischen Ost-West-Verhältnisses zur Behandlung. 

Das zentrale Ereignis ist dabei zur zeit die seit N:>vember 1986 in Wien 

tagende "Dritte KSZE-Nachfolgekonferenz". Die Anfangst=hase dieser 

Konferenz war einer Diskussion über den Stand der Durchführung der 

KSZE-Vereinbarungen gewidmet. In den ersten M:maten des Jahres 1987 

wurden dann neue \Orsdlläge eingebracht und erläutert. Es gab insgesamt 

über 150 solche \Orschläge, was das große Interesse der 'D3ilnehmerstaaten 

an einer Weiterentwicklung des KSZE-Prozesses bezeugt. österreich hat 25 

dieser \Orschläge enttNeder allein oder gemeinsam mit anderen Staaten 

eingebracht und damit zur Verhandlungssubstanz der Konferenz beigetragen. 

Diese Initiativen waren an der Erkenntnis orientiert, die auch 

Bundeskanzler Vranitzky in seiner ErÖffnungserklärung zum wiener 

Folgetreffens (WFT) zum Ausdruck brachte, daß nämlich "Frieden und 

Sicherheit nur durdl ein langfristig angelegtes ~tz \On Zusarrrrenarbeit 

verwirklichbar sind, ein ~tz, welches alle Bereidle unseres staatlidlen 

Zusamnenl.ebens umfassen nuß, und daß die praktische Auswirkung einer 

Zusarcmenarbe i t jedem einzelnen BÜrger unserer Länder zugute komnen muß". 
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unmittelbar den M=nschen zugute korrmen die menschenrechtlichen 

Bestirrmungen des "Ersten FDrbes" sowie die Vere inbarungen über hurnani täre 

Zusamnenarreit im "Dritten FDrb" der Schlußakte. 

~schenrechte in der KSZE 

Es ist eine historisene Errungen5enaft der KSZE und der Schlußakte ~n 

Helsinki aufgezeigt zu haben, daß die Achtung der Grurrl- und 

Freiheitsrechte für den Frieden und die internationale Sicherheit 

lM2sentlidl ist. In der Tat kann nämlidl der Friede nidlt allein durdl 

verresserung der offiziellen Beziehungen zwisenen Staaten gewährleistet 

lM2rden. Dauerhafte Entspannung verlangt, daß audl jene Barrieren abgebaut 

werden, die den FDntakten und die der F'Dmrunikation zwisenen den M=nsenen 

in Ost und West entgegenstehen; sie verlangt audl, daß die Redlte des 

Einzelnen gegenüber der staatlidlen Autorität gesichert werden. 

Mängel in der Durdlführung der mensdlenredltlichen Vereinbarungen der 

Schlußakte bedrohen darüber hinaus die Glaubwürdigkeit des 

KSZE-Prozesses. Daher setzt sich österreich reim Wiener Folgetreffen 

dafür ein, die allgercein fonrulierten Aussagen der Schlußakte durch 

spezifische Verpflichtungen zu ergänzen. Es unterstützt lM2iters den 

vorsdllag, neue r.Echanismen zu sdlaffen, mit denen die Erfüllung dieser 

Verpflichtungen übeIwacht werden kann. 

So legte die österreidlisdle Delegation einen Vor s c h 1 a g 

Li b e r 

h e i t 

Religions- und Gewissensfrei­

~r. Gerade das ist nämlich einer jener Bereiche, in dem die 
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"Irnplementierungsdebatte" des Wiener Folgetreffens eine tiefe Kluft 

zwischen den in der Schlußakte enthaltenen Verpflidltungen und der Praxis 

aufg:zeigt hatte. Die Initiative bezweckt, der ~n einigen Länd.ern 

geübten restriktiven Interpretation der Religionsfreiheit durdl konkrete, 

verbindliche .Aussagen über die 'Nesentlichen Elerrente dieses Grundred1ts 

entgegenzuwirken. Der \brsd'llag enthält Bestinmungen über religiöse 

Erziehung; den Zugang zu Gegenständen, die für die Religionsausübmg 

erforderlidl sind; die Verbreitung religiöser Publikationen; die 

MSglidlkeit ~n !(Dntakten mit anderen Gläubigen und 

Religionsgerreinschaften; das Redlt auf Auswahl und Ernennung \On 

religiösen FÜhrern; die Errichtung und Erhaltung ~n Orten für 

VersarnmlUIl3' und Gebet: das Redlt auf WehrdienstverM9igerung aus 

GE'::wisse.'1Sgr:.iOO.en und das Veri:::ot jeglidler Diskriminierung auf der 

Grundlage \On Religion und Bekenntnis. Ein Großteil dieses \brsd'llages 

hat in die Arbeitspapiere Eingang gefunden, die nunmehr beim Wiener 

Folgetreffen Verllandlungigrundlage sind. Die Bestinmungen über 

Rel igionsfre ihe i t geroren näml idl zu den Sdllüsselfragen der !(Dnferenz. 

Nach zunächst positiven Signalen hat sich Anfang 1988 die Haltung mancher 

osteuropäischer Staaten dazu verhärtet. Zugleidl haben westlidle und 

neutrale Delegationen klargerradlt, daß substantielle, über die bisherigen 

KSZE-Vereinbarung:n hinausreidlende Vereinbarung:n über Religionsfreiheit 

für sie zu den wichtigsten Elementen eines Wiener Schlußd:>kurcents zählen. 

Ein weiterer ~n österreich g:rreinsam mit Finnland, Schweden und der 

Schweiz \Orgelegter \brschlag enthält Bestinmungen über die 

Verbreitung und Bekanntmachung von 

M e n s c h e n r e c h t s n 0 r m e n wxl die Aufforderung zum 
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Beitritt zu den UN~schenredltspakten. Ferner wird darin ein 

Mindeststamard für Redltsmittel im Falle ~n Mmschenred1tsverletzungen 

vorgeze iehnet. Dieser Min::1eststandard soll in allen Ländern - unabhängig 

~n den cbrt geltenden unterschiedlichen Redltsordnungen - verwirklicht 

werden. Zu diesem Minirrum \On Redlten zählen das Redlt, auf 

~chenred1tsverletzungen aufmerksam zu madlen; das Redlt auf eine 

öffentlid1e Verhandlung; die M5g1idlkeit, Besdlwerden zu begründen urrl 

einen red1tskundigen Beistand beizuziehen; sowie das Redlt auf 

schriftlich ausgefertigte, rasch übeJ::mi ttel te urrl begrüOOete 

Entsdleidungen. In manchen osteuropäisdlen Staaten gibt es unübersehbare 

'IBndenzen zu größerer Offenheit urrl Redltsstaatlidlkeit. Daher hat dieser 

'ftJrsdllag PJsitive Aufnahme gefunden. Ober fast alle seiner Elemente ist 

mittlen.teile Einvernehmen erzielt WJrden. 

Weitere ~n österreidl miteingebradlte 'ftJrschläge beim Wiener 

rolgetreffen betrafen den S c hut z n a t ion ale r 

M i n der h e i t e n sowie die schrittweise A b s c h a f fun g 

der 'lbdesstrafe. 

Zusanrnenarbeit im humanitären Bereidl (I<brb III) 

Der "lIOrb III" der Sdllußakte umfaat die 'lhemen "Mensdlliche lIOntakte" , 

" Infonnat ion " , "Kultur- und "Bildung". Diesen 'lhemen hat österreidl 

besonderes Augenmerk geschenkt. FÜr ein Land mit so engen historischen 

und menschlichen verbindungen mit dem Osten ist das Streben nadl 

Verbesserungen bei Reisen, Familienzusaumenfüh.rungen, lIOntakten zwisdlen 

Angemrigen ~n Minderheiten oder Religionsgeneinschaften keine 
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diplomatische 'lheorie, sondern ein sich aus der täglichen Erfahrung 

ergebender unmittelbarer Auftrag. Die Erfüllu.ng der in der Sdllußakte '\.On 

Helsinki und anderen KSZE-Cokumenten enthaltenen Regeln soll den 

Einzelnen verrrehrte Freiheiten un:i Entfaltungsrn5glichkeiten sichern. 

Ungehinderte FOntakt.lTÖglichkeiten üJ:er die Grenzen, Freiheit l::::ei der 

Verbreittm;1 und Auswahl '\.On Inforrration, weitest:rn5gliche direkte 

Gestaltungsn'Öglichkeiten im kulturellen Bereich und offene 

Bildungszusarrmenarbeit sind dabei die Hauptziele. 

österreich hat sein Interesse für die Belange \Cn FOrb III auch im 

Verlauf der Verhandlu.ngen nachdrJ.cklich u.nter ~is gestellt. Ein i<lares 

und offer.es Aufzeigen der hier l::::estehenden Probleme war die Grundlage für 

die Einbringung rre.rrrerer pra"tiscr'ientierter \t)rsdlläge zur Verbesserung 

der Si ruation. Zum Kernbereid1 ":nenschlidle NJntakte n hat österreidl drei 

\t)rschläge genacht. Die widltigste Initiative wurde dabei zusamnen mit 

Sdlweden u.nterbreitet. Sie betraf E r 1 eie h t e run gen bei 

B e s u c h s r eis e n aus f ami 1 i ä ren 

G r ü n den. Einige konkrete Anl iegen waren hier z. B. l::::esonders die 

rasche Behandlung '\.On dringenden humanitären Anträgen, etwa bei schwerer 

Krankheit oder 'lbd \Cn Angeh5rigen, administrative Vereinfachung bei der 

Antragstellu.ng oder verbesserte M5glichkeiten für gerreinsarre Reisen mit 

engen Familienangeh5rigen. Es besteht gute Aussicht, daß diese 

Forderungen in das SdtlußcDkuIrent des Wiener Folgetreffens aufgerx>mnen 

werden. 
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Ähnliches gilt für einen \On österreidl zusamnen mit den übrigen 

~+N-S taaten aus se arl:::e i teten VOrschlag zum 'Iherna 

n Info rmat ion n. Durch ihn werden detailliert un::i konkret 

versdliedene Verbesserunsen sefordert, wie etwa die ungehinderte 

HerstelllID3' und Verteilung gedruckter urrl audiovisueller Information oder 

Erle idl terunsen l:::e i der V isaer te ilung und Akkredi tierung '.On 

Journalisten. Im selben DJkurnent wurde für die zeit nadl dem Wiener 

Folgetreffen audl die Abhaltung eines 

n I n f 0 r m a t ion s f 0 rum s" \Orgeschlagen. In ihm soll ten 

zwisdlen Journalisten und ~dienexperten praktische Problerre und 

Aussidlten für eine verbesserte Ost-West-Zusanrner.arl:::eit erörtert werden. 

Auch diese Anregung hat gute Q1ancen anseronmen zu werden. Loncbn hat 

anget:oten, einem solmen "L'1forrrationsforum" Gastgeber zu sein. 

Von den österreichischen \t>rschlägen im Eereidl der K u 1 t u r hat 

insbes:)I'nere einer eine gu te Aufnahme gefunden, der zusanrnen mi t FOlen 

eingebradlt wrde. Er bezieht sidl auf die Al:haltung eines SympJsi\.lIr6 in 

Krakau über "das europäische kulturelle Erbe". 

Einen wesentlidlen Beitrag zum gesamten Verhandlungsablauf im Bereich des 

"~rbes III" hat österreich schließ li rn dadurdl geleistet, daß es 

zusanmen mit der Schweiz im 9;)rrmer 1987 ein umfassendes Arbeitspapier 

ausgearbeitet hatte, das die Vielzahl \On \Crsd1lägen gerafft und 

strukturiert hat und eine Grundlage der Redaktionsarl::eit bildet. 
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~l i tär ische Sicherhe i t in der KSZE 

VOn besonderer Relevanz für Stabilität un:i Sidlerheit in Europa sind 

natürlich die militärischen und sonstigen sicherheitspolitischen Fragen. 

Cer KSZE-Prozeß reflektiert diese Tatsadle. Auf Grund eines Mandates der 

zweiten, der ~drider FOlgekonferenz n wurde in Stocktolm eine 

n K 0 n f e ren z übe r ver t rau e n s - und 

sie her h e i t s b i 1 den deM a ß nah m e n (KVAE) 11 

einberufen. Das hat dem Helsinki-Prozeß auf diesem J::edeutsarnen Gebiet 

erh611te Relevanz gegeben. 

Das Wiener Folgetreffen hat unter arrlerem die Aufgal:e, gegen den 

Hintergrurrl der tei der Stockmlmer YDnferenz besdllossenen "Vert...---auens­

und Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM) n sowie der bisherigen 

Implem=ntierungspraxis eine Bestandsaufnahme \Orzunehmen urrl festzulegen, 

in weldlem Rahmen und mit 'Neldler Zielsetzung auf diesem Gebiet 

we i terverhandel t werden soll. 

österreich hat vom Beginn des Wiener FOlgetreffens an die Auffassung 

vertreten, daß es zur Erml1ung der Stabilität urrl Sidlerheit weiterer 

Anstrengungen auf dem Gebiet der militärischen Vertrauensbildung und tei 

der Fbntrolle der konventionellen RÜstung bedarf. Gemeinsam mit einer 

Reihe '\On anderen Staaten hat sich &terreich dafür eingesetzt, daß die 

bisherigen Art:eiten der KVAE Ausgangspunkt für weitere Verhandlungen in 

dieser Frage sein sollen. 
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Seit Beginn des Wiener Fblgetreffens bestand dabei Einigkeit dariü::er, daß 

die in Stockrolm mit beadltlid1en Ergebnissen gefÜhrten Verhandlungen 

ill:er ''Vertrauer.s- und Sidlerheitsbildende Maßnahrnen(VSBM)" jedenfalls 

fortgesetzt werden sollten. Sowohl die Verfeiner~g bestehender wie die 

Ausarteitung neuer VSB.'1s wird mn allen Seiten als itÖglidl UI'.cl 

erforderlich eradltet. 

L'!\ Bereich der R ü s tun 9 s k 0 n t r 0 1 1 e setzte sich das 

F'Dnzept der ~'IO-Staaten durd1, WOI"'.adl die verhandlungen zwar "Ll1l Rahmen 

der KSZE", aber "a u ton 0 m" und nur z w i s ehe n 

den 2 3 ilitgliedern der beiden Verteidigungspakte g:fÜhrt werden 

sollten. 

österreidl hat die Bereitschaft der !1ilitärbündnisse zu neuen 

verhandlungen über konventionelle RÜ:3tung begrüßt. Die 'ratsad1e, daß an 

diesen Verhandlungen nur die Mitglieier der Militärbündnisse nidlt aber 

die Neutralen und Blockfreien Staaten (N+N) teilnehmen, konnte es 

akzeptieren, zumal die ausschließlidl defensiven Streitkräfte der 

Neutralen und blockfreien Staaten in einer ersten Phase des 

Abrüstungsprozesses mn Reduktionsma.3nahmen nidlt erfaßt werden sollen. 

B::>sitiv ist jedenfalls zu werten, daß diese verhandlungen (über 

"konventionelle Rüstungskontrolle" = KRK) im Rahmen des KSZE-Prozesses 

stattfinden sollen. 

Nadl österreidlisd1er Ansidlt sind jeCbch Vorkehrungen erforderlich, um 

die Integrität des KSZE-Prozesses, der durch die Gleichberechtigung aller 

'Ieilnehmerstaaten gekennzeichnet ist, sicherzustellen und die Beachtung 
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der Sicherheitsinteressen auch der nichtteilnehmenden KSZE-Staaten zu 

gewährleisten. österreich hat dabei einem gem:insamen \Orgehen der 

neutralen und paktfreien Staaten besondere Bedeutung beigerressen. Eine 

soldle gerreinsarre Linie der neutralen und paktfreien Staaten war nicht 

leicht zu finden, da die Ausgangsp:Jsitionen der einzelnen N+N-Staaten 

beträchtlich \Oneinander atwichen. Daher haben einzelne dieser Staaten 

anfangs auch nationale \k>rstellungen in Fbrm mn \k>rschlägen in die 

:<Dnferenz ebgebracht. Unter ai.ctiver ~ilnar.rre der österreichische."1 

celegation ist es Ende ~z 1988 dann schließlich cbch gelungm, dazu 

ein 9 e ~ ein sam e s N + N - K 0 n z e p t zu erarbeiten. 

Dieses gerreinsame ?Dnzept entspricht 'Neitgerend den mn &terreich im 

I,auf8 der 'lerllandlunse."1 vertretenen -.brstellungen: We.r..n auch eine 

LlI'.mittelbare 'WeiterfÜhrung der KVAE nicht '.orgeseren ist, wird die 

Zielsetzung des "Madrider Mandates" der lNM:. gewahrt. Die 

KRK-Verhandlungen unter den 23 Staaten des warschauer Paktes und der NA'ID 

haben nur Ubergangsenarakter. Ein zukÜnftiges KSZE-Fblgetreffen soll die 

Aufgabe haben, weitere Schritte inklusive der FOrtsetzung der KVAE (für 

Vertrauensbildung und Abrüstung) unter den 3 5 T eil n e h -

m e r 5 t a a t end e r K S Z E zu besenliessen. cer westliche 

Ansatz \On "autommen Verhandlungen" über die RÜstungskontrolle wird 

anerkannt, gleienzeitig werden aber \k>rkehrungen mrgesenlagen, die eine 

n'Öglienst starke Einbindung dieser Verhandlungen in den KSZE-Pmzeß un:1 

die Information der nicht teilnehmenden Staaten sichern sollen. Dieser 

\k>rsenlag der N+N-Staaten hat ~mpromißenarakter. Er soll daher die 

Verhandlungen über das Al:sdllußCbkument der Wiener Fblgekonferenz 

mi tbestimnen. 
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r:urch das '~iener Folgetreffen werden al9:J wahrscheL'1lid1 z w e i 

Ver h a n d 1 u n 9 s f 0 ren gesd1affen: Eines für verhandlungen 

über konventionelle Rüstungskontrolle urrl eines, in dem die 

weiterent'widdung der Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahrren 

ooraten wird. Da die österreichische Hauptstadt als Ort für 

Abrüstungsverhandlungen rereits Tradition besitzt, und da es ein stetes 

BemÜhen österreichs ist, seine Fu:nktion als Ort internationaler 

Begegnung2l1 zu festigen, hat es Wien als Tagungsort für diese beiden 

F'Dnferenzen \Orgesd1lagen. Die O1ancen für diese Kandidatur stehen gut. 

Zusa.rmenar1:::eit im wirtschaftlichen Bereich (F'orb II) 

i1enn der F'Drb 11 der KSZE-Sd1lußakte als "wirtschaftlicher Bere ich n der 

KSZE l:::ezeichnet ' .... ird, so brL'1gt das nicht ganz die tatsächlid1e 

FDmplexität urrl die ~ite Streuung der darin 1:::ehandelten 'Ihemen zum 

Ausdruck. Es g:!ht hier nidl t nur um den Außenhandel, sondern audl um die 

Intensivierun:r und Weiterent< .... icklung der Zusamnenarbeit auf den Gebieten 

des Unweltschut2es, der industriellen Fboperation, der Wissenschaft und 

Ted1rologie sowie der "anderen Gegenst.änCe n , WJrunter beispiel~ise das 

Verkehrswesen, der 'IburisI11ls, die Warxierarbe i ter und die 

Fachkräfteausbildung fallen. 

Nadl den beiden großen grenZÜberschreitenden llrINeltkatastror;hen von 

Tsche.rrobyl uOO Basel wird Fragen des U m w e 1 t s c hut z e s 

be im Wiener Folgetreffen rohe Bedeutung beig:!rre5sen. Es ist ziemlich 

wahrscheinlidl, daß in diesem Bereidl \On Wien konkretere urrl 

weitreidlendere Impulse für eine gesamteuropäisc:he Zusamnenarbeit 

ausgehen werden als \On den llCnferenzen in Helsinki und Madrid. 
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Gemeinsam mit den Skan:jinaviern hat hiebei österreich \On Anfang an eine 

Vorreiterrolle überrorrmen. Da\Cn zeugt auch die Tatsache, daß \Cn den 

zehn \On österreien im ''F:orb II" eingebrachten bzw. miteingebrachten 

Vorsenlägen fünf den U:tweltsenutz betreffen. Hauptsächliches Ziel dieser 

Vorschläge ist die ~iterentwicklung des ooen wenig ausgebauten 

Urrweltvölkerred1ts. Nadl österreichisener Ansicht wäre das der beste Weg, 

um eine intensivere und koordiniertere Zusarnnenarbeit zum Erhalt der 

t..lß.lelt zu erreichen. Diesem Anliegen österreichs ist zun '!eil sd'lon 

entsproenen: die \tlrsdlläge zur Ausarbeitung \Cn internationalen 

Vereinbarungen über den "Grenzüberschrei tenden 'I'ransFOrt mn 

S 0 n der a b f all n sirrl allgerrein akzeptiert. Ebenoo besteht · 

Einigkei t darüber, die "F'onvention über wei träumige 

G ren z übe r s ehr e i t end e L u f t ver s c h mut -

z u n g" duren weitere Zusatzprotokolle auszuweiten. Die 

österreichischen Fbrderungen nadl einer europäischen Rahmenkonvention zum 

Sdlutz internationaler Flüsse und Seen und einer umfassenden F'onvention 

zu den 'lbemen tmote1. tunfälle und Langze i tschäden haben gute Auss ich ten auf 

eine DYrchsetzung. &terreich hat auen zusamnen mit den drei anderen 

neutralen Staaten \Orgesc:hlagen, daß in einer der der Wiener Fonferenz 

folgenden KSZE-veranstaltung die Frage des grenzübersdlreitenden 

TransFOrtes \On S:mderabfall behan:jel t wird. 

Els ist l.ogisen, daß sich &terreich, für das der AußenhaIxiel und der 

Osthandel eine große Iblle spielt, um substantielle Verbesserungen im 

Bereich H a n d e 1 und i n d u s tri e 1 leK 0 - 0 per a 

t ion bemlht. Eine starke wirtsdlaftlicbe Verfledltung zwischen den 

'!eilnehmerländern hebt den Iebensstandard ihrer BÜrger. Sie 
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trägt auch zur internationalen Stab il i tät tel. Die österreichischen 

Vorschläge über die Anna.hrre des tJNCI'rnAL-MJdellgesetzes zur 

Handelsschieds9=!richtsbarkeit und zur Intensivierung der Zusarrmenarteit 

zwischen den Statistischen Zentralärntern fanden allgerreine Zustirrmung. 

:1i t den anderen N+N-Staaten hat ?ßterreich einen VOrschlag ill::er 

j 0 i n t v e n t ure seingebracht. 

:::i.'1em ·,.;eiteren öster:-eichischen Vorsctllag ist es zuzusd1reil:::en, daß das 

Wiener SchlußdJkument erstnals seit Helsinki wieder ein Kapitel ül::er 

das Ver k ehr s wes e n ent.~alten wird. D:r wachsende 

St....>-a.ßenverkehr und insbesondere der stark: wachsen&:! St....>-a.ßen~ate...-rverkehr 

;..;er:e.'1 in ga'1Z B.lropa ur.d instesondere auch für das Verkehrs-Trans i tlar.d 

~sterreich g:.'D3e P:cble!!'e auf. ~te...rreich setzt sich dafür ein, einen 

:eil dieses '.vadlsenden Verkehrs, durdl "rnulti.rrodale Systerre" 

(Straße-Schienenverkehr, Huckepack-Verkehr) zu bewältigen. Solche 

rrodernen Ebrmen des Transp:lrts sollten in der Verkehrsp:lli tik: mehr 

berücksichtigt werden. 

Entwurf der neutralen und blockfreien Staaten für das SdllUßcDkurnent des 

Wiener Eblgetreffens 

Die Verharrllungen im Wiener Eblgetreffen über die vorliesenden vielen und 

umfangreichen \brschläge hatten bis ZlID FrÜhjahr 1988 zwar eine Klärung 

der wechselseitig;m Positionen ern"Öglicht und die Konturen von 

IÖsungsrtÖglichkei ten hencrtreten lassen. In 'Ieilbereic:hen kennten auch 

'Iexte redigiert werden. D:r rurchbruch zur entscheidenden Endrunde der 

Verhandlungen blieb jecDdl aus. an der fonferenzarbeit einen neuen ImpUls 
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zu verleihen, besdllossen die Delegationen der Neut...--alen und Blod<:freien 

Staaten einen Ent·...urf für das A.l:sdlließende Dokument des Wiener 

Folgetreffens auszuarl:eiten. Der im April und Mai unter rraßgeblicher 

Beteiligung der österreichischen Delegation erstellte Text umfaßt 

sämtlich: Arl:eitsbereic.'1e des Folgetreffens einschließlich des Prograrmns 

für Folgeveranstaltungen. Er enthält - entsprechend der traditionellen 

Ve-Tffiittlungsrolle der N+N-Staaten - rDmpromiß\Orschläge für die roch 

offenen Fragen W".d zielt auf eL.""l subst3.ntielles und ausg;:v.og=nes 

Schlußcbkument ab. Dieses Dokument soll einen wesentlichen Fortschritt 

über das in Helsinki und Madrid Erreichte hinaus brin~. Der Entwurf 

wurde \On Vizekanzler r-tlck tei einern Treffen der Außenninister der 

~+N-Staate.'1 am 13. Mai in Wie.'1 mrg;:stellt und sodann de.'ll Wiener 

Folgetreffen unterbreitet. Diese neuerlid;e gerreL'1sarre Initiative der 

N+N-Staaten unterstreicht deren fortdauerndes l:eronderes Interesse arn 

KSZE-Prozeß. 

Auch wenn sich nun das Verhält....·üs zwischen Ost und West tessert, bleibt 

der KSZE-Prozeß als Instrument des Dialogs lJ.I)j des Interessenausgle ichs 

tedeutsarn. Er gestattet es den kleineren und mittleren europäischen 

Staaten, l:ei der Gestaltung der Ost-West-Beziehungen aktiv mitzuwirken. 

Er ist auch eine mtwenO.ige Ergänzung zu den in Teill:ereichen auf 

bilateralem W:g erzielten Fortschritten. Es ist die berorrlere 

Herausforderung des Wiener Folgetreffens, die p:>sitiven Trends und 

Ansätze zu konsolidieren lJ.I)j in bleibende Errungenschaften umzusetzen um 

dies in einer Fonn, die der Wemselwirkung zwischen den verschiedenen 

Aspekten der Ost-west-Beziehungen Rechnung trägt. 
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Genfer Abrüstunqskonferenz (CD) 

Die nCbnferenCE on Disar.narrent n (CD) ist eine Staab=>....nkDnferenz ~n ~~n­

wärtig 40 Staaten. Sie ',vird organisatorisch durch das Sekretariat der 

Vereinten Nationen betreut l.1Ild urnfaßt reun westliche Staaten, neun 

östlic.~ Staaten, 21 Staaten aus der Grupp: der Neut.....-alen und Blockfreien 

- unter ihnen l:::efindet sim als eL"1zi~r europäisener Neutraler Sdlweden. 

C1ina, das ebenfalls Mitglied ist, c;eh5rt keiner dieser Gruppen an. 

~terreidl hat bei der CD geg:mwärtig den Status eines 

B e 0 b ach t e r s . Es b2.rrüh t sieh aber um die Aufnahrre als 

vollrnitglied. cer StatuS eines bloße.l"l Becbadlters 'lerhiI'.dert a.Cer nicht 

eine aktive Beteiligung der österreichisenen celegation an allen Gremien 

der I<bnferenz. Gele~ntiich wird ~terreich sogar um roch stärkere 

TeilnahIre ersuchen. Auch vergleichbaren Staaten wie z. B. Finnland und 

~rwegen, die el::enfalls bloß Beobachterstatus haben, ~lingt es imrer 

wieder, in der Abrüstungskonferenz in sehr prof ilierter Ebnn in 

Ersche inung zu treten. 

~r I<bnferenz liegen zur Zeit Aufnahmeersuenen folgender 13 Staaten ~r 

(in du:omlogischer Abfolge der Antragstellung) : ~rwegen, Finnland, 

~terreidl, 'TÜrkei, Senegal, Bangladesh, Spanien, Vietnam, Irland, 

'l\1nesien, Ekuad:>r, Kamerun, Griedlenland. ES besteht Einverständnis 

dariiber, daß - in Entsprechung einer einsdllägi~n Resolution der 

Vereinten Nationen - die ~uaufnal'Inen nach dem Schlüssel 1:1:2 (ein Sitz 

für die westiidle, ein Sitz für die östiidle, und zwei Sitze für die 

Gruppe der Neutralen und Blockfreien Staaten) erfolgen soll. 
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FÜr den westlichen Sitz steht seit der Sitzungs~rioda 1985 N:n~liIIIegen als 

offizieller Gruppenkarrlidat fest. 

Die östliche Gruppe stand von Anfang an vor dem Dilerrma, daß bereits alle 

sozialistischen Länder - einschließlich der Mbngolei und Kubas -

Mi tglieder sL"ld. Zeit'Neise wurde ~n dieser Staatengruppe daher eine 

Fbrnalkarrlidatur, beispiels~ise 'iEißrußlands oder der Ukraine 

ventiliert, schließlich jedoch die Kandidatur von Vietnam offiziell 

angareldet. Die snialistisd1en Staaten treten weiters dafür ein, daß 

jede Gruppe die Kandidaten der arrleren Gruppe akzeptieren sollte. 

Eine endgültige Entscheidung über die vier neuen Mitglieder konnte bisher 

Oüna die AufnahIre des sozialistischen Kandidaten Vietnam blockiert 

die G~ der Neutralen und Blockfreien Staaten keine Einigung über 

die zwei ihr zusterenden Kandidaten erzielte. 

Osterreidl nuß daher weiterhin um seine \bllmitgliedschaft bzw. darum 

berrüht sein, zumindest als offizieller Kandidat der Neutralen und 

Blockfreien oominiert zu werden. österreich Wrda es begrüßen, tNenIl 

bei d e europäischen Neutralen, die sidl zur zeit um eine 

\bllmitgliedsdlaft bem1hen, - also Finnlarrl und österreich - in die 

CD auf~nmen Wrden. 

Un die österreidlische Beobach terp::lsi tion zu verbessern, wird geprüft, 

die Stelle eines M i 1 i t ä r b e rat e r s bei der Ständigen 

Vertretung ~terreidls in Genf ständig mit einem Offizier des 

Buniesministeriums für Landesverteidigung zu besetzen. 
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Die AbrJstungskonferenz filllrt ihre Arte it L'1I Plenum; in sechs Ad­

':'-oe-Komitees (Teststopp, verhir.derung des 'tlettr:istens im ~l traum, 

d:lanisdle Waf:en, Sd:lutz \On ~icht-NuklearNaffenstaaten g:gen die 

AAwendung oder Drohung der Anwendung mn Nuklearwaffen, radiologisc.~e 

Waffen, :.:m.fassendes Abrüstungsprograrnn) und einer ad mc-Gr-lpP: 

seisrrologisd:ler Experten. Das aktivste ur.d p::>litisd1 zweifellos 

Ülteressanteste fcmi tee war das a d h 0 e - K 0 :TI i tee f Li r 

ehe m i s ehe W a f f e n . 

Seit ill:::er zehn Jahren verharrlelt die Genfer AbrüstungsIDnferenz eine 

Konvention über das Verbot der 

E n t wie k 1 u n g, Her s tel 1 u n gun d 

Lag e ·r u n geh e m i s ehe r W a f f e n. Die jahrelang 

stagnierenden verhan::llungen karren 1986 durch zunehmende sowjetisc.~e 

Gesprächsbereitschaft in Bewegung. Zu Beginn 1987 bestarrl daher Hoff..'1ung 

auf einen baldig:n Absdlluß einer Fbnvention. Es gibt aber rod1. 

zahlreid1e Hindernisse zu überwinden. Die Materie ist äußerst komplex. Sb 

muß zum Be ispiel über die Frage der "Key Prerursors" - als:> über die für 

d1emisd1e Waffen wesentlid1en Ausgangssubstanzen rod1 länger und intensiv 

verharrlelt ......erden - wäre mn diesen Regelungen ja auch die zivile 

Produktion der d1anisdlen Industrie betroffen. 

Das gegenwärtig für Abrüstung günstige Klina, der sp:irbare ~litische 

wille beider Supermächte, sowie die verstärkten Anstrengungen zu 

"Vertrauensbildung" machen den Abschluß einer Cllemie-waffen-Konvention 

trotzdan wahrscheinlich. Eine exakte zeitprogmse dafür kann freilich 

nicht gegeben ......erden; obwJhl die 9Jwjetunion verlauten ließ, daß sie mit 

einem Abschluß bis Er1cE 1988 rechnet. 
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Die Sowjetunion hat 1987 ers~~ls offiziell anerkannt, selbst chemische 

waffen zu ::X:sitzen; I..ll'1d sie erklärte sid1 mit verpflid1tenden 

Ins9=ktionen mr Ort einverstanden. Lll April 1987 erklärte 

Generalsekretär Gorbatschow, daß die SowjetQnion die produktion von 

C1emicwaffen ab sofort einstelle, keine Chemiewaffen-Lager in anderen 

Staaten unterhalte und soldle Waffen an Dritte nid1t weitergebe. 

In einer offiziellen Erklärung mm 26. I:ezernber 1987 hat die Sowjetunion 

ihre Bestän:Je an C1emiewaffen mit 50 000 tangeseben. Sie geht 3:lmit von 

einem ungefähren Gleid1stand gegenüber den USA aus, ;..ogegen der Westen 

eine östliche Gberlegenhei t von 1: 4 bis 1 :10 tehal..lptet. 

Am 6. August 1987 hat der 3:lwjetisch2 Außeriffiinister Sc±1ewardnadse ip 

einer Rede vor dem Plenum der rlbrJstungsJ.::onferenz dazu eingeladen, die 

Vernidltung c~emischer Waffen durd1 die Sowjetunion - und die datei 

ansewandte Tedlnik - zu tesid1tigen. Diese Besiditigung, an der 45 

Staaten und ca. 50 J:Jurnalisten teilnahmen, fand am 3. um 4. a<:tober 

1987 auf dem Mili tärstützp..mkt Schichany, einem der sowjetischen 

Hauptprobungszentren für d1emisd1e Kampfstoffe, statt. ALldi österreid1 

war durch eine I:elegation aus Vertretern des Bundesrninisteriurrs für 

auswärtige Angelege.n.h2i ten und des BUIrlesrninisteriUIT5 für 

Landesverteidigung vertreten. Neben der CW-Vernichtungstechmlogie wurden 

den auslän:Jisd1en Beobachtern auch alle standardisierten Typen 

OC>wjetischer chemischer Waffen (insgesamt 19 Typen von a:>rnben, 

Artilleriegesctossen um Sprengköpfe taktischer Raketen) mrgeführt. Der 

militärisch-technische Aspekt der Veranstaltung trat jed::>ch eindeutig 
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hinter jen PJli tischen zur:id<. Cer '.on der S:lwjetunion eetonte 

vertrauensbildende C1arakter dieser \brführ'..mg wurde westlicherseits auch 

durchwegs ~würdigt. 

Beim Gipfeltreffen in ~skau wurde im Juni 1988 ~n den Vereinigten 

Staaten un:l der 9:Jwjetunion ein Gedankenaustausch über den gegenwärtigen 

Starrl der Arbeiten an einer internationalen F'Dnvention ill:er das Verrot 

C1emischer Waffen vereinbart. ÖSterreich setzt sich konsequent für ein 

u m f ass end e s Ver bot ehe m i s ehe r W a f f e n 

ein. Obw:Jhl es - wie erwähnt - in der CD bloß Beobaenter ist, nirnmt es a.'1 

den Arbeiten des ad roc-!<omitees für dlemische Waffen re~LTä.ßig teil. In 

einer Erklärung am 1. April 1987, sowie in einem Sdlreiben an den 

9:lwjetischen f...ußenrninister Sdlewardna.dse ~m Cezember 1987 hat der 

Bundesminister für auswärtige An~legenh2i ten darauf hingewiesen, daß 

österreich bereit wäre, naen Absdlluß einer F'Dnvention in Ul:ereinstirrm.mg 

mit allen Vertragspartnern an einem internationalen System mitzuwirken, 

das die Einhaltung dieser F'Dnvention ill:erwadlt. 

Diese tlberwaenung wird jedenfalls einen rohen technischen urrl 

organisatorisenen Aufwan:J erfordern. Cer zur Zeit ~rlie~nde 

C1emiewaffen-F'Dnventionsentwurf sieht die Errientung eines "Cbnsultative 

Cl:>rrmittee" als stän:1iges Organ der F'Dnvention sowie eines "'Ieennisenen 

Sekretariats" samt einem "Internationalen Inspektorat" VJr. Die zu 

senaffende Organisation würde in ihrer Große ungefähr der Internationalen 

Atom=nergieorganisation (IAED) entspredlen. Freilidl besteht über diese 

Frage mdl keineswegs Einvernehnen. Vieles ist provisorisdl (was im 

III-86 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 29 von 95

www.parlament.gv.at



- 30 -

e.ntspred1enden Text durch die VerNe..'1dung ~n "Klanrneranstrichen" 

angedeutet wird). Es 'NUI'den dann 3.ud1, zum '!eil sehr t,t,eitreic:hende 

Verresserungswrsdüäg; e ing;brach t. 8J wird alSJ auch ill::er die Orgar.e, 

die da geschaf:en werden sollen, mch ausführlidler diskutiert bZ"N. 

verhar~elt werden müssen. 

Als Bundesminister und Vizekanzler YbcX im Ceze.rnl:er 1987 zu einem 

of:izie11e.n Besuch Ü1 Paris 'Nar, erklärte ir.rn der darra1ige französisme 

Premierminister Cürac, daß Frankreich g;willt wäre ~rzuschlag;n, daß 

eine solc~ Beh.3r&:! zur L'l:er.<iachung eines Chemiewaffenabkorrrrens in 

Wie n etabliert wird. Cer .:..bIÜstungskDnferenz liegt aber auch ein 

entsprec:herces Ang:mt Belgiens mr. Im Juli 1987 erklärte Belgie.'1 se ine 

Bereitschaft, als Sitzstaat fUr eine solme li::::erwachungsorganisation zur 

Verfügung zu stehen. 

In seiner Erklärung wr der Dritten 8Jnderg;neralversamnlung für 

Abrüstung !!'amte im übrigen aum Auße.rminister H. van der Broek das 

Ang;l:ot der Niederlarrle, als Sitz der CW-Konventions-Einheiten zu 

fungieren. 

Parallel zu einer g;wissen ErnÜmterung hinsichtlich eines baldigen 

Absdllusses der Arbeiten an einer CW-Fbnvention im Kreis der Genfer 

Verharrllungsdelegationen verschärfte sim in der F r ü h j a h r s -

ses s ion 1 9 8 8 die internationale Kritik an den langsamen 

Fortschri tten. Die besondere Be&:!utung, die die Staateng;rreinschaft den 

diesbezüglichen Arbeiten der Genfer Abrustungskonferenz beimLßt, konnte 

g;rade während der jüngsten Sitzungs{:eriode daran ernessen werden, daß 

" 
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eL"'le uns;Bw5hnlich h:Jhe Zahl mn Außenministern der Mitglieds- und 

Brobachterstaaten die Fbnferenz besuchten und die Haltung ihrer Staaten 

darlegten. 

A.ll 14. April 1988 hat auch Vizekanzler Dr. ~d< eine Erklärung mr jer 

Abrüstungskonferenz ~ge.ben. (Es -"'ar das das erste Mal, daß ein 

österreidüscher Außenminister '"Dr diesem Fbr.211 sprach. I:er Text der Rede 

ist diesem Bericht als Anlage l:::eigeschlossen.) Die ha..:ptsächlid1en 

Anlieg=n esterreichs wurden in dieser Rede beschrieben. Sie betreffen die 

Arbe i ten des Ad ooc-Fomi tees on Chenical ~apJns, die Arbe i ten der 

Fbnferenz bez\jglich eines Global Nuclear Test Ban Treaty und die Frage 

einer öste.rreidüsd'.en Mitgliedschaft in der CD. Cer .Al.l.ßenminister ging 

auch auf die Frage eL"1, ob eL"1e zu errichte.r1ce Organisation 3'..lr 

L'be.rwachung eines Cherniewaffenabkorrme.ns ihren Sitz in wien haben könnte. 

FÜr den Fall, daß die internationale Staatengemeinschaft dies wünscht, 

wäre österreich jedenfalls bereit einer internationalen 

&lntrollorganisation als Sitz zur verfügung zu stehen. 

Die Erklärung des Außenm inis ters wurde allgerre in pJs i ti v auf gen:;rrrnen ur.d 

als Willensausdrud< eines neutralen Staates gewertet, sein L'1teresse 

nicht nur an den Arbeiten der CD s:::m:::1ern darüberhinaus auch an den 

anderen multilateralen Abrüstungsbestrebunge.n zu c:Dkumentieren. 

III-86 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 31 von 95

www.parlament.gv.at



- 32 -

:'''1ternationale !{Dnferenz für Ahr'1stung und Ent',o/'icklung 

Die '.on der 41. Generalversarrunlung der Vereinten ~tionen besdllossene 

"Internationale Konferenz für Abrüstung und Entwicklung" fand \10m 24. 

August bis 11. September 1987 in ~w York statt. 

Zur vorterei tung der Konferenz 'NUroe ein aus 54 Staaten bestehendes 

vorbereitungskomitee gegrür.C.et, dem auch österreich angerorte. Währer.d 

der vier Tagungen des Vori::ereitungsliJJmitees waren bereits ihre große 

Auffassungsunterschiea: zum 'Iherra offensichtlich ge....arden. Cer Konferenz 

gänzlich ablehnend staocen die USA g=g:;nill:er, die auch mn mmererein 

ihre Teilnahrre ausgeschlossen hatten. p-J.lch \:)::i den rreisten anderen 

westlichen Staaten ill::er...og eine·skeptisd1e Grundhaltung. Die Celegationen 

der korrmunistisd1en Staaten und jene der Entwicklungsländer er,o/'arteten 

zumindest einvernehmliche PJlitisd1e Aussagen über den Zusamnenhang mn 

Abrüstun::1 urrl Entwicklung, PJli tis~ Aussagen audl über einen 

Entwiddungsfonds, der aus Mi tteln gespeist werden wird, die durdl 

Abrüstung frei werden; und die Sdlaffung eines "Folg=rredlanismus". 

Insgesamt waren der Ycnferenz ger inge Erfolgsaussich ten eingeräumt ....arden • 

An der Ycnferenz nahnen die Delegationen \On 149 Staaten teil. Die 

österreidüsdle Delegation starrl unter dem Vorsitz des Generalsekretärs 

für auswärtige Angelegenh=iten, B:>tsdlafter Dkfm. Dr. 'Ih:>nas Klestil. Es 

gemrte ihr audl der AbgeoI:'Cioote z. NR Mag. walter Geyer an. 
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Lll Verlauf der I<Dnferenz nahmen die Celegationen der EX;-Staaten eine 

gernäßigt-\Orsichtige Haltung ein: Es nüsse ein konstruktives 

~selseitiges Verhält..'1is zwischen Sicherheit, Abrüstung und Entwiddung 

gefunden und auf die nichtmilitärisd1e Bedrohung des Friedens hingEWiesen 

werden. Eine automatische tlTEchichtung mn ResS:lUroen aus der RÜstung in 

Entwic~l~gshilfe 'HUrde abgelehnt. Die EX;-Staaten haben aber die 

Schaffung eir:er 'Jerläßlidlen Datenbank und eines unter T..J"N-Patronanz 

steher.den "~nitoring Centre" angeregt. Die Celegationen der 

kornrrunistisdlen Staaten sc:hl'.lgen mr, einen Fonds für Abr:istung und 

Ent'Nid<Lmg zu senaffen, den tJN-Sid1erheitsrat mit Abrüstungs- ur.d 

Entwid<hmgsf::-ag2!1 zu eefassen und eine eig=ne Abr'3stungsag2!1tur 

'2lnzurichten; im übrigen unterstützten sie die Anliegen der 

2nt'Nid<lungslär..der. Diese wieder .. 1In forderten, erNartungsg=mäß die 

Errichtung eines Ebnds und eines nFDnferenzfolgerrechanismus", v.Bitere 

Studien und Analysen zum 'n1ema s:Jwie eL.'1e verstärkte 

Öffentlichkeitsarbeit der Vereinten Nationen. 

Die österreidüsene Haltung bei der Konferenz, die in der Generaldebatte 

von Generalsekretär Dr. Klestil dargelegt wurde, war die folgende: 

österreich schenkt dem Problemkreis Abrüstung und Entwicklung große 

Aufmerksamkeit. Ein direkter, starrer Zusamnenhang zwisc:r.en Abrüstun:J und 

Entwicklung ist jecbch nach österreichisener Ansicht nicht auszurrachen. 

Neben Abrüstun; un:i Entwicklung wäre als dritte wesentliche 

Zielvorstellung die "Sicherheit" beachtlich. Aud:l Nichtmilitärisd1es, wie 

Unterentwicklung, mangelnde Ausbildung, s:niale Probleme etc. würden 

Frieden und Sid:lerheit emstlid:l bedrohen. österreich tritt dafür ein, 

s:::>!,t,Ohl die ~d1anismen für eine LÖsung \On Fbnflikten zu stärken, wie 
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auch die Vereinten ~tionen.Zwar ~-ügen die Großmächte die 

Hauptverantw:>r":~g für AlJr1Jst .. mgsrraßnahme.'1, die wirtsdlaftliche Bedeutung 

der '-lI!tfangre i ehen Waf fen irn};:or te der Entwid<lungsländer dürfe jemch 

ebenfalls nicht '.mterschätzt ' .... erden. ~terreicn ruft alle andere.'1 Staaten 

auf, sim an eL"1e.rn ; .. iN-System zu beteiligen, in dem II"..forrration über 

Mil i tärbudge ts zur Verfügung ges tell t wird. 

Nach teilr.,.,eise langwieriger und senwieriger Arl:eit l<onnte sdlließlich ein 

Sdüußcbkument verabschiedet werden. Darin r.,.,erden Abr3stu.."1g IJI".d 

Enc .... ickl~'1g als die größten Herausforderungen der Gegenwart bezeicbnet. 

'i'/ei tere Elerrente des Schluß<X:I<'J...'TeI1ts waro--n: 

Die Begriffe "AbrÜstung" und "Entwid<lung" beschreiben zwar 

\..L."1tersdüedliche Prozesse; diese Prozesse steren al::er gleichzeitig in 

einer engen und vielsd'lichtigen Beziehung zueinarrler. 

Die "Sicherheit" ist reben "Abrüstungn und "Entwicklungn das dritte 

r.,.,esentlidl.e Element der "Triade des Friedens n, 

Die Polle der Vereinten Nationen in Abrüstungs- und Entwicklungs­

fragen soll gestärkt werden. 

Sicherheit ist auch durch Nichtmilitärisenes, wie unterentwicklung, 

Hunger, soziale und. wirtschaftliche Problerre bedroht. 

Es gibt einen Zusanmenhang zwisdlen Militärausgal:en und 

wirtsdlaftlidler Entwicklung. 
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Ein 'I'e il, der durch Abrüstung:maßnahmen fre igev.ordenen Ressourcen, 

soll der sozio~koromischen Entwicklung gewidrret werden. 

MilitäreLnl'eiten kÖnnten für Katast..."'"OFbeneinsätze zur verfügung 

gestellt 'Herden. 

Die Frage der L':r'rwan::ll:.mg der militärischen in zivile Produktion soll 

geprüft und studiert 'Herden. 

Die Öffentlichkeit wäre über Abrüstung ur.d Entwiddung zu informieren. 

Die G'"N-Date."'l.bank, die eine verläßlid1ere .;nalyse der Mil i tärausgaben 

zulasse.'1 würGe, so II verressert 'Herden. 

Fragen der Abrüstun; llI'rl Ent'Nic:klung sollen durch die (darrals 

re'I.D rs tehende) Dr i t te SJndergeneral versarrrnl ung der Vere in ten ~a tionen 

über Abrüstun; urxl periodisch durch die Generalversamrnl.ung der 

Vereinten Nationen überprüft werden. 

Zusarrrrenfasserrl kann festgehalten werden, daß tei dieser Fbnferenz \On 

der VÖlkergerreinschaft erstrrals die Eez iehung zw ismen Abrüstung LlI"'.d 

Entwic:kllID3' umfasserrl diskutiert wurde. Die Delegationen waren insgesamt 

mit dem erreichten Kompromiß zumindest nicht unzufrieden, obw:>hl 

einerseits das Fernbleiben der USA um arrlererseits die Kritik \On 

einigen J:elegationen (namentlich ~xiko) am als zu oberflächlich 

etrq;>fundenen Sdllußmkument nicht übersehen werden darf. 
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Dritte 8Jr.deraeneralversa.'TIIl1lung f1r Abrüst'.mg (SSCO IIIl 

Die 42. Generalversantnlung der Vereinten Nationen hatte besdllossen, eine 

Dritte 8Jndergeneralversamrnlung über Abrüstung \Dm 31. Mai bis 25. Juni 

1988 in New York abzuhalten. Die letzte Sitzung des zur VorJ:::ereit.mg 

eingesetzten FDmi te es fand \Dm 25. Jänner bis 5. Februar 1988 statt. Auen 

ÖSterreien hat mn allem Anbeginn an der ~rJ:::erei tung der 

Sonc.er:;er.eralversanmlur.g :nitgeNir:~t. Ss zeig-te sid1 at:er tei der ::"etzte...r1 

Sitzung des Vor!:ereirur:.gsl<Dmhees, daß zu einigen wichtigen Fragen kein 

&:msens gef1..lI'..c.en werden konnte. Die Dritte 8Jndergeneralversarrmlung über 

;'.br(istung farn dann Cbc.±1 wie '..orgesehen statt. 

!)!.e öster:::-eid:isC".e Selegati.on sta"".d ~.l."1,:er der Leitung ::es 

Eundesministers fJr aus".värtige ringeles;enhei ten. Er hat arn 2. ~u...·ü 1988 

mr dem Plenum der ~nferenz eine Erldär.mg abgeget:en. 

Die österreienisd"le Haltung bei der Dritten Sonderg:neralversantnlung wird 

mn folgenden Uberlegungen bestimmt: 

ÖSterreich bedauert, daß die vorbereitunssarJ:::eit für die 

gegenständlid1e Fbnferenz keine größeren Fortsenritte gezeigt 

hat urrl sieht darin eine gewisse Gefahr für ihren Ablauf und die 

Erarbeitung eines konsensualen aber denmdl substantiellen 

SchlußCbkurrentes. UTso großer ist daher die Verantv.ortung der 

teilnehmenden Delegationen, durd"l intensive Beratungen un::1 durd1. 

J:::ewuß tes Benühen um eine ko ns truk ti ve Arbe i tsa tnDs P'1äre zu 

erreidlen, daß ~n den Fbnferenzen rrehr als ein bloßes 

nForrnalcbkument" besdllossen wird. 
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Die Vorsitze in den Arteitsgrupp::n sollen nach dem Prinzip der 

"Regionalen Gruppen" verteilt werde.T'l. Dadurch könnte ein 

größerer Grad an Allsg;=WJgenheit sicherg:stellt werden. 

Die \Orliegenee Tagesordnung scheint ~terreic:h ein gutes Gerüst 

fJr die !<'Dnferenz. Sie erm5glicht 9JWJhl eine ausg:WJg:ne 

Bewertung jener Ent'Hicklungen, die sich seit der Ersten 

S::mdergeneralversarrrnlung ül::er AbrJstung ergeten hal::en; als auch 

e ine D2ba t te Liber die zukünf ti gen ALlf gal:::en und 

Vera...'1tYlOrtlicnkeiten der Staateng:meinsc:haft, inst:esondere der 

Vereinten ~tionen und L~er Orgarß im Bereich der AbrJstung. 

Die !<'Dnferenz sollte einerseits dazu ge.'1ützt 'Herden, um die 

Tätigkeit der Vereinten Nationen iIIl Abr:lstungsbe.reich zu 

straffen, und um andererseits die lblle der Vereinten Nationen 

in diesem Bereich zu stärken. Nach österreidüsc:her ALlffassung 

sind die im Apparat der Vereinten Nationen lieg:nden 

MSglidl.ke i ten zu s inn'-Cller Tätigke i t im Bere idl. der 

RÜstungsKontrolle und Abrüstungs md'l nicnt voll ausg:sdlöpft. 

(5:> könnte die Tätigkeit der für M:nschenred1tsfragen 

zustärrligen Ersten ~rrmission der regulären Generalversarnnlung 

rationalisiert werden. Die Vereinten Nationen könnten verstärkt 

in die Durdlführung, ~ntrolle und Uberwadlung internationaler 

Abrüstungsabkorcm:m e ingesdlal tet werden. Die Abrüstungsabte ilung 

der Vereinten Nationen kÖnnte aktiviert werden etc.). 
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cer 'Ihe.'lenkomplex ''rnachinery" - also das 'Ihema der 

institutionellen Verankerung der einschlägigen Tätigkeit der 

Vereinten Nationen - scheint esterreich daher besonders wichtig. 

Dn Hinblick auf se ine Ka.rrlidatur für eine \bilmi tgliedschaft be i 

der "~nferenz für Abrüstung" in Genf (siehe auch 

diesbezüglid1er ,;bschni tt) oof ft ös terr:: id1, daß die jetz ige 

ge gens e i tige Blod<ierung der Stan:1punkte durch einen ihm 

günstigen Fbmpromiß überwunden '..;rerden kann. Auf jeden Fall 

sollte jedJch der Status eines "Beobachters" bei der CD 

verbessert '..;rerden. Die Nichtmi tglieder der CD hätten dann die 

~Dglid1l<eit., Beobachterdelegationen zu errichten, die zwar nidlt 

in den 2.'1t:sch2idungs-, aber Ül den ~Eir..ungsbildun95Prozeß 

eingebunden wird. 

esterreidl wird sich dafür einsetzen, daß das 'Iherra "Abrüstung 

und Entwicklung" nicht so kontrovers beha.rrlelt wird, daß eine 

Beeinträdltigung der Atrrosr:näre der Ilbnferenz erwädlst. 
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Unf assender A tonwaf fen -'res t -S to co . 

In den letzten Jahrzehnten ist das Kernwaffenarsenal der Welt, und es 

sind insbesondere die Kernwaffenarsenale der beiden 9lpe.nnädlte, ständig 

gewachsen. Die Beseitigung der landgestützten nuklearen 

Mi ttelstreckenral<ete.'1 aus Ellropa durdl de.'1 INF-Vertrag ist eil"l wichtiger 

Schritt hL'1 zu eine!'!l Abbau dieses gefährliche.'1 Fotentials. rnd'l mß ffi3.n 

sidl - trotz positiver Würdigung dieses Schrittes - vor Augen halten, 

daß, zuverlässigen Sd1ätzungen zufolge, damit r.ur eC ... a 3 % der 

S9re.'1sX=af<: m.:.klear-=.r ~'iaffensyste.r:-e elirnüliert ·...orden s L'1d. Jede.'1falls 

hat aber der Erfolg tei den I)iF-Verhandlungen c.e.'1 Dialog der ::eiden 

beeinflußt. L'1sbes:mdere sirrl die Gespräd'le über eL"1e BegrenzUI'X3' und 

schließlidl \Öllig; Einstellung \On 

K ern w a f f e n ver s u ehe n wieder in Gang gekomnen. 

Mit einern Kernwaffen-':rest am 26. Februar 1987 hatte die SOwjetunion das 

von ihr anläßlich des 40. Jahrestages des amerikanismen 

Atorntombenal:rNurfes auf Hiroshima am 6. August 1985 verkürrlete und dann 

rrehrrrals verlängerte einseitig; M>ratorium für Erprobungen so1dler Waffen 

l:eendet. Vorausg;gangm war im Dezember 1986 die Ankürrligung, diese 

freiwillig eingehaltene Pause l:ei den eigenen ':rests nadl dem ersten 

arrerikanischen Kernwaffen-Versuch im Jahre 1987 zu l:eenden. 
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Trotz dieser DrohuI1g 'Nar \On den USA. am 3. Februar 1987 wieder eine 

Nuklearsprengladung zur Explosion gebradlt 'nOrden. Die Vereinigten 

Staaten begründeten die Fortsetzung ihrer Kernwaffenversudle mit der tbt-

~ndigkeit, die Zuverlässigkeit ihrer Kernwaffen urrl damit das 

Funktionieren der Strategie der At:.schred<ung zu garantieren, sowie den 

technischen Fortschritt der 8Jwjetunion auszugle ichen. Die USA halten es 

für erforderlidl, Ker:1'Naffe.l"l - zumL'1dest in sehr besc:hrä.'1ktem Ausrraß -

30lange zu testen, solange es Kernwaffen gibt.l) 

Die österreic~ische 3~esregierung ridltete am selben Tag folgenden 

öffentlidlen App:ll an die beiden &lp€r.!'ädlte: 

"Aus&terreichs g20p::;litisc:her Lage erge.ten sim ein beSJr.c.eres 

Interesse an der Verbesserung der Ost-~t-Beziehungen, aber 

auch bes:mdere M5glic:hkeiten, den Dialog und die Zusamrenarl:eit 

zu fördern. Die Bundesregierung wird sidl daher weiterhin mit 

aller Kraft für die Entspannun; und für die gerTe insarre 

Uberwindung der Spaltung Ellropas einsetzen. Als 

gesarnteumpäisches Instrumentarium für das Gespräch urrl den 

Interessenausgleidl zwischen Ost und West konmt dem KSZE-Prozeß 

in diesem Zusanmenhang bes:::mdere Bedeutung zu. 

1) Insgesamt ist im Jahr 1987 die Zahl der Nuklearversudle weltweit mit 
47 durdlgefill1rten Nuklearexplosionen gegenüber dem \br jahr um 21 
gestiegen. Die 9:Jwjetunion lag mit 23 Tests an der Spitze, gefolgt \On 
den vereinigten Staaten mit 14, Frankreich mit 8 oowie Großbritannien und 
O'lina mit je 1. Diese Zahlenangaben entstamnen einem Beridlt der 
"6-Staaten-Initiative" = (Argentinien, Griechenland, Wien, l-Exiko, 
Sdlweden, Tansania) - \Om 21. Jänner 1988 
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Beim derzeit stattfindenden Wiener KSZE-Folgetreffen wird 

C>Sterreich intensh,"€ Mstre.l'1gungen unternehmen, um eire Stärkung 

ur~ weiterentwicklung aller Elemente dieses Prozesses zu 

erreid1en. 

Im Rahmen einer aktiven ~utralitäts- ur.d Friedens;:olitik wird 

die Bundesregierung auch in Zukunft für die Sdlaffung der 

grundlegenden \Oraussetzunsen für 'Nirksame Abr:.istungssdlritte 

und RÜstungskontrollrraßnahrren eintreten und sim insbeoondere um 

die Aufnahme österreidls in die Genfer Abrustungskonferenz als 

\Ollmi tglied einsetzen. 

Die =:u."1desregier..Jr.g hält die rasche ;.ufnahrr.e ~n Verhandlungen 

JIrl den baldigen Absd''lluß eines umfasseJ".den Testsmppver':.rages 

für einen wesentlichen Sd1ritt auf dem Weg zur Eindämmung des 

nuklearen ~ttrüstens. 

Ang:sidlts der die ~d1heit in ihrer Existenz bedrohenden 

nuklearen Gefahr ersudlt die österreichische Bundesregierung die 

Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken und die 

Regierung der Vereinigten Staaten \On Amerika, bis zum Absdlluß 

eines s::>ldlen Vertrag:s auf weitere Atomtests zu verzidlten. 

österreich tritt für eine bWende und konsequente EL"1haltung 

aller bestehenden RÜstungskontrollinstrurrente ein. Nur dadurch 

kann eine Besd1leunigung der RÜstungsspirale vermieden und diese 

als soldle gebrochen werden. Un dem Ziel einer effizienten 
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Rüstungskontrolle und effektiven Abrüstungsschritten 

näherzukonmen, erscheint es der Burrlesregierung jecbch 

unabdingbar, daß die beiden Slpermächte nach den P'Jsitiven 

Ansätzen des Gipfels \On Reykjavik ihre vorte in Taten wrsetzen, 

um die Dynamik der bisherig:n Entwiddung nicht verlorengehen zu 

lassen. " 

Trotz der Wiederaufnahme der Kernwaffenversuche wurden aber denroch die 

sei t Mitte 1986 in Genf wiederaufgemrnnenen amerikanisch-90wjetischen 

Expertengespräche über Fragen der Nuklearwaffenversuche fortg:führt. Sie 

blieben bis zur ersten Jahreshälfte 1987 zunächst ohne Fortschritt. Beide 

~iten hatten die Gespräche mit unterschiedlichen Prioritäten bespnnen. 

Die Ebwjetunion drängte auf ein baldiges Verl::ot all e r Versuche, 

einschließlid1. der sogenannten friedlid1.en Nuklearexplosionen. Die 

Vere inigten Staaten suchten demg:genüber Gespräche über die Einhal tung 

des (amerikanischerseits roch nicht ratifizierten) "Schwellenvertrag:s" = 

"'Iresh::>ld 'lest Ban Treaty" \On 1974 und über die Einhaltung des Vertrages 

über "Nuklearexplosionen zu friedlichen Zwecken" = "Treaty on Underground 

Nuclear Explosions for Peaceful Pu.rp:>ses" aus 1976. Diese beiden verträg: 

begrenzen die Sprengkraft \On versuchsweise gezündeten 

NUklearsprengsätzen mit 150 Kilotcnnen (also Sprengsätze, deren 

Explosionskraft 150.000 'lbnnen Tri-Nitro-ToIlDl = '!NI' entspricht). Im 

Jänner 1987 hat die amerikanische Regierung die beiden Abkommen neuerlich 

dem Kongreß zur Ratifizierung IDrg:legt. Die endgültige Ratifikation 

durch die Vereinigten Staaten wurde jed:>dl da\On abhängig gemacht, daß 

rran sich IDrher mit der Ebwjetunion über ein Verfahren zur ~ntrolle der 

Abkomnen einigt. 
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Ein Teilerfolg gelang den Experten lln Frühjahr 1987 mit der Einigung über 

die Schaffung mn "z e n t ren zur 

des n u k 1 e are n R i s i k 0 s n 

Ver m i n der u n g 

Ein derne!'ltsprechendes 

Abkorrrnen, dessen Idee bereits auf das Genfer Gipfeltreffen zwischen 

Präsident Reagan urrl Parteichef G:lrbatsch:::lw \On 1985 zurud<geht, VwUrde 

dann im September 1987 in WashingtDn unterzeichnet. Die Aufgab:: dieser 

inzwisc..'1en in W3.shingtDn und MJskau etablierten Zentren l:€steht darin, 

das Risim zu verringern, daß ein Atomkrieg durch Unfälle oder Irrtum 

ausgelöst wird. Beide Zentren sind durch ein rotes Telefon verbunden. 

Am 17. September 1987 erhielten die bilateralen Verhandlung>..TI mit dem 

Endziel eines umfassenden nuklearen 'TeststoPfS durch die g=rreinsa.'TS 

Erklärung der 1\UßeI".minister der Vereinigten Staaten und der SJwjetunion 

in W3.shingtDn neue Impulse. Die s::>wjetunion akzeptierte mit dieser 

Erklärung - und in Atweid1ung mn ihrer früheren Haltung - den Gedanken, 

sid1 dem 9)wjetischen Errlziel eines "umfassenden Kernwaffen-'TeststoPfS" 

schritt~ise zu nähern. Als erster Schritt rollten wirksame Maßnahrren 

besd1lossen werden, die die FDntrolle der eben erwähnten Verträge \On 

1974 und 1976 und damit deren Ratifizierung durd1 die USA erIrÖglid1en. In 

der Folge soll ül:::er eine weitere Begrenzung der 'Tests verhan::1elt werden; 

und Ztnn Sd1luß sollte dann ein mllständiger Verzid1t auf alle 

Kernwaffenerpmbungen vereinbart werden. 

Beide Seiten kanen bereits in der ersten Verhan::llungsrunde im 

N:>vemberjDezember 1987 überein, zu je einem Nukleartest in den USA urrl in 

der UlSSR Experten der jewe ils a.nderen Se i te als Beobad1 ter einzuladen. 

Beim Gipfel treffen in M:>skau wurde am 30. Mai 1988 zwischen den 
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Vereinigten Staaten und der 8:lwjetunion ein Abkomnen über ein 

n j 0 i n t ver i f i c a t ion e x per i m e n t ", das im 

9::mrne.r d.J. auf dem 'I'estgelände b2ider Staaten druchgeführt ',.;erden soll, 

unterzeiennet. Nad1 erfolgreiener Durenführung dieser E:lq::erimente sollen 

Verifikationsprotokolle zu den beiden Abkomnen zur BesdrränkUD3' und 

~ntrolle von Nukleartests aus den Jahren 1974 ur~ 1976 ausgehandelt und 

sodann diese Verträge ratifiziert 'Herden. 

Vorarb2iten für die L'l:erwachung ~n lh"1terirdischen Atornexplosionen wurden 

aud1. durd1. die Zusamne.narl:eit des Rates für lJIßYeltsenutz der USA (NROC) 

ura:l der Akadernie der r~issenschaften der Cd.Sv""R geleistet. Die Gn.lr.dl3.t;e 

für die ~n amerikanischen und sowjetischen Wiss~~schaftern ~~insam 

durengeführte Versudlsreihe mit konventior.ellen Explosionerl auf dem 

sowjetischen VersudlSgelände bei Se'nit:alatinsk bildete ein 1986 zwischen 

be iden Ins ti tu t ionen abg=schlossenes Abmmnen. 

Die Versudlsreihe hat audl nach Meinung der amerikanismen Wissenschafter 

erwiesen, daß es ItÖglich ist, mit seisrrologisdlen ~tlx>den auch sdlwadle 

Nuklearwaffentests (tei denen der Sprengsatz im Gegenwert zu einer 

KilotDnne '!NT verwendet wird) präzise aufzuzeichnen und mn natürlidlen 

Erdstößen zu untersd1eiden. Sie tegegneten damit den Bedenken der 

arrerikanisdlen Regierung, die seisrrologisdle Meth:>den als zu ungmau 

abgelehnt hatte und statt dessen eine Uberwadlung durdl Senroren (mit dem 

"CXlRRTEX-System") unmittelbar auf dem Testgelände gefordert hatte. 
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Im s::ptemte.r 1986 be::lbac:h te te in Begleitung führender sowjetischer W1d 

arnerikanisdl.er s:: isrro 10 gen eine Celegation des amerikanismen FDngresses 

auf dem sowjetisd1en Versuc:hsgelände eine nicht-nukleare F'Dntroll­

explosion, die als Naen~is für die Verifizierbarkeit eines nuklearen 

'Ieststopps diene.T'l sollte. Mit gUfe der vergleichsweise kleinen 

Sprengungen wollten die Wissenschaftler beider S~~ente gemeinsam 

nachweisen, daß nukleare 'rests mit seismischen Mitteln zu fixieren sind 

llI'.d daß deren GrÖße bestL'11IT!t wP-1:"de.T'l kann. Im gleichen M:mat wurde dann 

der vertrag W:er die Zusa...'llnenarteit der beiden 'N'issenschaftlichen 

Institutionen um ein Jahr verlängert urrl zugleidl. inhaltlich erHeitert. 

Die ~Eßstationen des Gelärrles mn Semipalatinski werden mehr als 1000 ;<m 

'.}On L'lrem gegen'N'ärtisen StanCbrt verlegt u...."'rl Z\>wBi 'Heitere in gleidl.er 

Ent.:ereun.g eÜ:92ridltet. cer ~8X soll auch reguläre Kernexplosionen in 

der 8Jwjetunion W:::erfi'a<±en i<ör .. 'l.en. Künftig sollen zude.'l1 die Ül Nevada ur.d 

Kasachstan erhJbenen Daten über Satellit zwischen den Beobac:htungszentren 

in MJskau und im kalifornischen La fbya ausgetausdlt werden. 

Die A d - Hoc - G r u p pes eis mol 0 gis c her 

E x per t end erG e n f e r 

A b r ü s tun 9 s k 0 n f e ren z (Ad-fbC~Up of Scientific 

Expe.rts to Cbnsider International OJoperative ~sures to Detect arrl to 

Identify Seismic Events) erarteitet ebenfalls wirksarre ~th::>den zur 

tlberprüfung \On Kernwaffenversuchen. Sie hat dazu ein seismisches 

Ul::erwaenungssystem entv.orfen. Bereits 1984 wurden duren weltweite 

Experimente, an denen auen ~terreich rraßgeblich mitwirkte, die 

Grundlagen für einen globalen Austausch seismisener Daten gesenaffen. 

Zie1\Orga.be für das Jahr 1989 ist es, ein weltweites seismisches 
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Verbundnetz zur L~üfung seismischer Ereignisse ur~ damit auch zur 

KOntrolle von unterirdischen Kernwaffa~explosionen probeweise in Betrieb 

zu nehnen. österreich beteiligt sidl überaus aktiv an diesen 

Vorl:ere i tung:n. 

~adl Ans im t der CD-Expe.rtengrupp= könnte das ~.on ihnen entWJrfene 

glol:::ale se ismische L"beNachunsssystem unterirdisc.'ie AtDrrexplosionen mit 

einer Spren<;l<raft von ein bis Z'Nei KilotDnnen 'ruT entded<en, orten ur~ 

zurnir.dest ab einer Sprengkraft ~.on ca. 10 kT Th"T audl als 

Nuklearexplosion identifizieren. 

K~waf:enversudle 1~~ das n~~le~ rNettr}st~~ steren nach ~r~icht 

(5s terr:: ichs in einer unauflös lic:ha~ Wed'.se1..l:ez ie.."l.~"1g. cr..ne Erprobung 

kÖl"'.nten :ceir:e reuen Arten von Kernwaffen hersestellt '.ve.rden. ÖSterreich 

geht al3:> da~n aus, daß ein TeststDpp die qualitative Weiterentwicklung 

von Nuklear,.;affen entscheidend erschwert und die '!endenz zum Weiterdrehen 

der RÜstungsspirale somit unterbridlt. D=shalb unterstützt es 

nadldrüd<lidl die Forderung nadl einem umfassenden Test-StDpp. 

In diesem Sinne forderte österr::ich in der für Abrüstungsfragen zustän­

digen KOmnission der 42. Vollversarrrnlung der Vereinten Nationen in New 

York und bei der 3:>ooergeneralversammlung im Juni 1988 die \Ollständige 

und endgülti~ Ab3chaffung aller Atomtests. Der Ab3chluß eines 

umfassenden Testsmw-Vertrages zwischen den beiden supermädlten wäre ein 

wichti~r Beitrag zur Verlangsammg des RÜstungwettlaufes. 
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Zweite Revisionskonferenz zur BiotJ::lxinl<J::>nvention 

Die Z w e i t e R e v i s ion s k 0 n f e ren Z der Vertrags-

staate.'1 der "Fbnvention ü1:er das VerbJt der Entwicklung, Herstellung und 

Lagerung bakteriologisdler (biologisdler) un:j tJ::lxisdler Waffen urrl ihre 

Zerstör...mg" hatte 1986 die Abhal tung eines A d 

Hoc - E x per t e n t r e f f e n s b e t r e f f end 

Fra gen des Informations- und 

D a t e n aus tau s ehe s beschlossen. Dieses Expertentreffen 

-
far~ vom 31. ~z - 15. April 1987 in Genf statt. 

l,Qn der "Zv.Biten E\evisionskonfere.'1z" war dem T=effen die Aufgabe gestellt 

'...orden, Vorschläg: zu folgenden 'lherren zu unterbreiten: 

1. Datenaustausdl über biologiscne Cbrsdlungszentren, die mit biologisch 

gefähr1id1en &1bstanzen arteiten. 

2. Inforrrationsaustausdl über den Ausbruch \On Infektionskrankhei teni 

3. FÖrderung der Veröffentlid1ung von Forschungsergebnissen, weld1e mit 

der Fbnvention im Zusanmenhang stehen; 

4. FÖrderung des Austausdles von Wissen W1d Wissensdlaftlern. 
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Dank des von allen Delegationen von Anfang an gezeigten Willens zu 

sachlicher Zusarrmenarbei t konnten alle Punkte sehr eingehend besprodlen 

werden. Ein vom sd1wedisdlen 'Vorsitzenden vorgelegtes Arbeitspapier wurde 

- versehen mit Korrrnentaren und Zusätzen - als Schlußrep:>rt mit Konsens 

verabsdliedet. 

Es wurde dabei Einigung da.rül::er erzielt, daß alle Lab 0 r s mit 

sogenannter "biosafety level 4 (BL-4)" gegenseitig bekanntgegeben werden 

russen. Die BL-4-Labors sind ihrer Ausstattung nadl 

"tbc:hsidlerheitslabJrs", also zur Arbeit mit jenen extrem path:>genen 

Mikroorganismen geeignet, die für das Lal:oq:ersonal, aber darüber hinaus 

auch für die Allgerreinheit ein extrernes Infektionsrisil-D bergen.1 ) 

1) I::errq:genill:x:r sind BL-3-I.al:::o rs für Arbe i ten mit so lchen Ke irren 
ausgerüstet, welche zwar für das direkt befaßte Personal p:>tentiell 
gefährlich sind, die aber wegen ihren weniger aggressiven 
Ausbreitungsrrechanismen für die Allgerreinheit ein reduziertes Risiko 
darstellen. In ~terreich gibt es keine BL-4 und auch keine g:tÖßeren 
BL-3-Lators • 

Die Westlichen Staaten und vor allem die USA und Großbritannien w::>llten, 
daß über die BL-4-Lators hinaus auch all e einschlägigen 
mil i tär isdlen Einrichtungen in diesem Informa tionsaustausdl erfaßt werden 
(falls mtwendig bis auf BL-l-Stufe herunter); während der z i v i 1 e 
Bereich m:5g1ichst nicht erfaßt werden sollte. ce~genüber w::>llten die 
östlichen Staaten, daß m:5g1idlst alle Lators zu deklarieren wären, um 
Verdächtigungen auszuschalten. Sie befürchteten (wahrsdleinlich nicht zu 
unrecht), daß Kontrollen im staat1idl~ilitärisdlen Bereidl durdl die 
Vergabe von Aufträgen an zivile Institutionen umgangen werden könnten. 
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Die Experten einigten sich schließlich auf die Verpflichtung zum 

Austausch ~..on Daten über 

a) alle BL-4-I.a.l:D rs ; 

b) alle arx3.eren Lab:>rs, die über Schutzeinrichtungen verfügen und 

sich mit Fbrscht:n; un:::l Ent',.;rid<lung gegen den ~1ißbrauch bio-to-

xischer Stof:e befassen. 

Bei der Frage der gegenseitigen Information über den 

Ausbruch ungewöhnlicher Krankheiten 

wurde zu...'1ädls t versudl t zu def in i eren , was als "~sbruch n bzw. n\Dm 

ror:ralen ~!uster der Kr::lnkr.eiten ab,.,eicher.d ll zu verstehen ist. ~1ach 

Anh5rung eines WHo-Experten einigte man sich auf gerreinsarne Cefinitionen: 

Zunädlst wäre ein Grundkataste.rl ) der üblicherweise in einer Gegend 

auftretenden Krankhei ten zu erstellen. Als Evidenz- und Anlaufsteile 

wurde die UN-Abteilung für Abrüstungsfrag:n festgelegt. 

Der Aus tau s c h von F 0 r s c h u n g s erg e b n i s -

5 e nun d W iss e n s c h a f t 1 ern war ror allem der 

östlichen Seite ein großes Anliegen. 

1) Die Frage, ob auch Tier- und/oder Pflanzenkrankhe i ten in diesen 
Kataster einbezogen werden soll ten, wurde zwar grundsätzlich bejaht, ebch 
soll dieses Problem auf der Dritten Revisionsl<cnferenz roch näher 
besprod1en werden. 
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Die östliche Seite unterbreitete dazu ursprünglidl se.'rrr weitgehende 

Vorsdlläg=. Schließlich wurde reschlossen, nur jene wissenschaftlichen 

Journale oder andere Dokumente über die Ergebnisse biologisdler Fbrsdlung 

auszutauschen, die auf dem jeweiligen Staatsgebiet herausgegeben werden. 

Weiters \Orgesehen ist ein Austausch \On Inforrrationen über geplante 

wissenschaftliche 5yrnp:lsien, Fbnferenzen und Seminare, welche im 

Zusamnenhang mit der Fbnvention stehen; sowie ein Austausdl \On 

L'1fonnation üJ::er Fbrsdlung, die :roglid:1erNeise gerreL"1Sam durchgefill'.rt 

werden kann. 

Zu den im Schlußbericht festg=haltenen Terminen für den so Z',üng=nd 

vorgeschrieb2ne.'1 Austausch \On Information - erstrrals 15. Cktober 1987, 

dann jährlidl am 15. April - hat &terreidl Lee-rmeldung erstattet. 

esterreidl hat den \Orsitz der "Zweiten Revisionskonferenz" geführt ',md 

hält sidl daher für verpflichtet, danadl zu drängen, daß deren BesdllLisse 

in die Tat umgesetzt werden. Es kann mit Befriedigung feststellen, daß 

das unter ben'erkenswerter allseitiger FOmpromißbereitsdlaft erzielte 

Ergebnis des Expertentreffens die Ansätze zu Vertrauensbildung in diesem 

widltigen Bereich fortfÜhrt und konkretisiert. renmdl ist audl durch 

diese Maßnahmen eine volle U b e r p r Li fun g der Ein-

h alt u n g der "Bio-Toxin-Konvention" nidlt 5icher~tellt. Ceshalb 

rruß mit fortbestehen:ier Skep3is einiger westlicher Staaten, insbesondere 

der USA, geredlnet werden. Es wird daher Aufgal::e der ori tten 

Revisionskkonferenz sein, hier weitere verbesserungen zu erwirken. 

österreich jedenfalls wird aktiv auf dieses Ziel hinarbeiten. 
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In 'tlahrnehmung se iner aus dem ~nferenz-..o rs i tz be i der Zwe i ten Revis ions­

konferenz erfließene.en Veranc...ortung hat österreich am 29. Septe.rnber 1987 

nach Rüd<:sprache mit den r::ep:>sitären der ~nvention (US, GB und SU) in 

For.n einer Zirkularrnte ein ErL."U1erungssdlreiben an die F'onventions­

teilr.ehmer ill::ersaoot, um auf den damals be'Alrstehenden erst:ralig:m ':'er:nL'1 

- 15. Cktober 1987 - für den verpflichtenden Inforrrationsaustausch 

beaeffe.!1d die oben erNähnten besonders g=fähr1id1en I..ab:lratorien 

hL"'1z'-l'~isen. Diese '.on den Det=Ositären fOsitiv aufgerx:mme.'1€ 

österreichische Initiative gründete sich auf die Sorge der 

tJN-Abrüstungsabteilung, Ga.ß dieser TeI::nin ohne entspredlende Reaktion der 

Vertragsstaaten verstreichen könnte. 
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,=ilikomnen zur 3esei ticunq der 1andoestützten . 

a torraren Mi. t tels trec'<enwaf fen (INF-Abkomnen) 

Das 'Nichtigste Ereignis auf deIn 9:!ktDr der Abriistung v.ar im Jahre 1987 

die anläßlich des Gipfeltreffens zwischen Präsident Reagan und 

Generalsekretär Corbatsc.~w am 8. Leze.mter 1987 in Washington erfolgte 

Unterzeichnung des n Ver t rag e s z w i s ehe n den 

Ver ein i g t e n S t a a t e n von A m e r i kau n d 

der Ur1ion der S 0 z i a 1 ist i s ehe n 

S 0 w jet r e pub 1 i k e n übe r die 

B e sei t i gun g ihr e r F 1 u g k ö r per 

mit ~ 1 e r e r und k Ci r zer e r R eie h w e i t e " 

(INF-Vertrag). Die Ratifikationsurkunden wurden dann anläßlich des 

darauffolgenden Gipfeltreffens in r-bskau am 1. Juni 1988 ausgetauscht. 

Mi t dem INF-Vertrag haben die I::e iden Supennäch te erstrrals in der 

Geschichte der RÜstungskontrolle die vernichtung bereits existierender 

Nuklearwaffen vereinbart. Währerxi frühere verträge SALT I und SALT 11 nur 

die Begrenzung einer weiteren Aufriistung zum Inhalt hatten, wird mit dem 

rnF-Vertrag zum ersten ~l eine echte Reduzierung der 

N..1kleazwaffenarsenale verfügt und eine ganze Kateg::>rie \On 

Nuklearwaf fenträgern bese i tigt. 

Diesen beiden Ereignissen, der Unterzeichnung und Ratifikation, waren 

wechselhafte Ereignisse und Verhandlungen \Orausgegangen. 
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Die ::owjetunion hatte Anfan; 1977 mit der Stationierung \On 

~1i ttelstreckenraketen des 'I'jIS SS-20 beg:::mnen. Alls dem Blickwinkel der 

N1I.'IO en.ud1s dadurdl eine scwjetisd1e u'l:::erlegenteit im 

Mittelstrecl<e.rli::ereien. Dieser Oberleg=nheit oollte dadurch begegnet 

~rden, daß ab Ende 1983 in fünf eurot::äismen Bündnislärrlern 572 

amerikanische Mittelst=ecker.waffen (108 Pershing lI-Raketen und 464 

Marsdlflugkörper) stationiert wurden ("Nac:hrüstungn). Gleichzei tig wurden 

cer Scwjetul1ion Rüstungskontrollver!1arrllunge..l'1 mit cem Ziel mrg:sdüag:m, 

ein Gleichgewicht O2i den Mittelstred<enwaffen auf dem niedrigst 

ITÖglidlen Niveau herzustellen (NA'IO-"I::oppeli::esdü;Jß n mm 12. I:ezemter 

1979) • 

Die Ver!1andl ung::.J1 ',.,are..1'1 dar~'1 durd1 e ir.e Viel zahl neuer iKl rschläge , 

häufige Norre~turen der Positionen und letztlich duren flexible 

Anpassungen an die Forderungen der Gegenseite gekennzeichnet: 

- In einer Grur.dsatzrede am 18. ~vernber 1981, im Jahr seines 

Amtsantritts, schlägt Präsident ~agan die nN.1l1-IÖsung n (Beseitigung 

aller Mittelstreckenwaffen) \Or und bekräftigt, daß die NA'TO auf die 

IlNachrüstung n verzienten WE'xde, falls die ::owjetunion sien bereit 

erkläre, ihre Mittelstreckenraketen zu beseitigen; 

- am 30. tbvernber 1981 beginnen in Genf die fODIWlllen Verhandlungen, bei 

denen die Vereinigten Staaten den 'ibrschlag "Null-IÖsung" einbringen. 

Von Seiten der 9Jwjetunion wird für INF-Flugköq:er und 

nukleaz:waffentragende Flugzeuge in Eumpa eine Obergrenze \On 300 

mrgesdüagen. Dabei sollten die britischen und faIl2Ösischen 

Nuklearstreitkräfte auf die amerikanisdle Q.x)te aufgereennet werden; 
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- im Juni 1982 wird \On den Unterhändlern in Genf ein informeller 

vorschlag für ein ITÖgliches INF-Abkomren entwickelt, der später unter 

dem Namen ''Wllds-paziergang" i:::ekannt wird. Beide Regierungen lehnen 

diesen Vorschlag ab; 

- arn 23. N:lverrrer 1983 bricht die rowjetische ~legation die 

vemandlungen in C-e."1f ab, da die Stationierung der DIP-Waffen in 

Großbri tarmien und der 2undesrepublik Deutschlarrl beginnt; 

- am 12. ~z 1985 nehnen die Sl..lpermächte in Genf nach 15~natiger 

Unterbredlung neue Verhandlungen auf. Beide Seiten bezeichnen die 

Vemar.dlungerl als schwierig, betonen jecbch das entstaI'.cene 

g2g2nsei tise Verstär:dnis. ::::er :!auptgr.rr.d für den mangeL"1den For--.schri tt 

Dei den Verhandlungen ist die sowjetische Forderung nach dem Verzicht 

auf das arrerikanische 'Meltraumverteidigungsprograrrm 501; 

- in Genf treffen Präsident Reagan urrl Generalsekretär CbrbatschJw zum 

ersten Mal ZUsarrrreIl. Das Treffen bleibt zunächst ohne konkrete Folgen 

für die Abrüstung; 

- arn 15. Jänner 1986 startet Generalsekretär Gorbatsch::>w eine neue 

Abrüstungsinitiative. Er verzichtet in ihr auf die Forderung, die 

britisdlen und fran2Ösisdlen Nuklearstre i tkräf te in Ellropa in einen 

Abrüstungsvertrag miteinzul::eziehen; 

- arn 22. Feber 1986 anbOrtet Präsident Reagan mit einem Gegem.orsdllag 

zum Abbau aller Mittelstreckenraketen in Ellmpa wxl Asien bis 1989; 
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- ~X)m 11. bis 12. CktDber 1986 finGet das 2. Gipfeltreffen zwisdlen 

Präsident Reagan und Generalsekretär GJrbatscn::,w in Reykjavik statt. 

Die beiden Staat.sInärmer verstärrligen sich auf eine Null-LÖsung bei den 

INF-Wi3.ffen in E'lJ.ropa, 'MJbei jeder &:ite 100 Gefechtsköpfe verbleiben 

sollen, die aUßerhalb E'lJ.rofeS stationiert sein 'HÜrden. Dem 

Gipfeltreffen von Reykjavik ist aber kein unmittelbarer Erfolg 

b2sc.~ieden, 'IVB il die lösbaren Fragen l::e i der nuklearen ;..nrust'..l.i.'1g mit 

rolchen verknüpft ',.;erden, zu denen zu diesem zeitpmkt die 

Auffassungsuntersdüeee unill::erbrud<bar s iOO; 

- am 28. Fel:er 1987 -schlägt Generalsekretär GJrbatsd"ow den Vereinigten 

Staaten ein Separatabkorrrren über INF-Waffen \Or und schnürt damit das 

"Paket von Reykjavik" wieder auf; 

- am 3. März 1987 begriißt Präsident Reagan den Vorschlag der 8Jwjet:mion 

vom 28. Feber, bestätigt die in Reykjavik erzielten Ergebnisse im 

Bereich der INF-waffen und kündigt die Vorlage eines detaillierten 

Vertragstextes in Genf an; 

- am 14. April 1987 präsentiert Generalsekretär GJrbatsch:>w anläßlich 

eines Besuches des amerikanisdlen f..ußenministers in ?-bskau eine ~itere 

"n.tll-lÖsung". Neben den l::ereits bestehenden sowjetischen Vorschlägen, 

die INF-Waffen in EllrOpa total abzusdlaffen urx:l die rowjetisdlen 

Mittelstreckenraketen kürzerer Reichweite in E'lJ.mpa einseitig zu 

vernichten, werden audl Verharullungen über Kurzstrecken- urx:l 

Gefedltsfeldraketen angelDten; 
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- am 15. ~.ai 1987 läuft die adlte INF-Verhandlungsr.mde in Genf ohne 

S:Jrrrner-~use. Beide S2iten sd)einen daran interessiert, die offenen 

Frag::n so rasch wie :n5g1idl zu klären. Eine wesentlidle iblle spielen 

da.l::ei auch die pershing rA-Raketen der deutsd1en Bur.des'M2..lrr, deren 

AtolTEprengköpfe sich in arrerikanisdler VerNahrung befinden; 

- am 17. Juni geben die NA'ID-Außernlin.ister auf ürrer FrÜhjahrstagung in 

Reykjavik gr1r:es Licht f'1r die "cbpf:€lte Null-LÖsung n
, als:> für einen 

Vertrag betrefferrl Im'-Waffen mit einer Reidlv.Bite \On 500 bis 5.500 

Kilometern ; 

- a'11 21. Juli 1987 gibt die sow:etisdle Seite de.'1 Verzicht auf die 

';~iterstationierung \On 100 Gefedltsköpfen im asiatisd:e.'1 ~il der 

S:Jwjetur1ion bekarmt und entspricht damit de.'1 a'rerikanischen P:::-äferenzeni 

- am 18. September 1987 erzielen die vereinigten Staaten \On Amerika urrl 

die 9::>wjetuI'1ion eine Grundsatzvereinbarung über den Al:sdlluß eines 

!NP-Vertrages • 

Der ''Vertrag zwischen den vereinigten Staaten mn Arrerika und der Union 

der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Beseitigung Ü'lrer 

FluS'l\:öq:er mittlerer und kürzerer Reidlweite" besteht aus vier 

Hauptdokumenten: 
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- dem aus 17 Vertragsartikeln bestehenden eigentliche.T1 Vertrag, der die 

~lereinigten Staaten und die Eowjetunion verpflichtet, alle ihre 

"FlugkÖrper mittlerer und kürzerer Reichweite" ümerhalb \On drei 

Jahren zu vernichten und in der Fblgezeit diese Waffenkateg::>rie 

überhaupt verbietet. Beide Seiten ve.rpflid1ten sid1 darin, die 

Ol:::erpr:ifung der Vertragsbestirrrnungm zu erleichtern; 

- de.rn "P!'O:okoll über die Vernichtung", in dem detailliert die 

vernichtung der Flugköq::er, der Startanlagm und der unterstützenden 

Infrast...--uktur (dazu zählen Produktionsstätten, Instandsetzungswerke, 

Tra in ingsanlagm, Lag::r, Er"c-!Obungsanlag::n ur.d Verni d1 tllr.gsanl ag::n ) 

be sd1riei:::en wird; 

- de.rn ''ProtDkoll ill:::er Insr;ektionen", in de.rn die Durchführungseestirrmunsen 

für die \br-0rt-Ir.sp2ktionen, einsdüeßlid1 der Verdadltsir.spektionen 

und der permanenten Eingangskontrolle fest~legt sind; 

- dem "Daten-M:rrorandum", in we1dlem die mit Stidltag 1. N:>vember 1987 

von teiden Seiten ausg=tausdlten Daten t:etreffeI"'.d Ort-, Zahlen- und 

'I'yp:nangaben enthalten sind. 
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.Muswirkungen des INF-Vertrages auf die 

österreic:hische Sicherhei tsroli tik . 

S:>WJhl Bumeskanzler Dr. Vrani tzky als aud1 Vizekanzler und Außenrninis ter 

Dr. M:::lc:k haben in öffentlichen Erklärungen den Absd1luß des Vertrages 

zwisc.~en den vereinigten Staaten \On Amerika und der Union der 

S:>zialistischa~ s:>wjetrepubli~a~ über die 3eseitigung ihrer Flugkörper 

mittlerer u.."1d kürzerer Reid1~ite (INF-Vertrag) regrlet. Außenminister 

Dr. M:::ld< erklärte, 

"daß esterreid1 diese Vereinbarung regrüßt, weil erstrrals eine 

ganze WaifenkategJrie aus dem nuklearen Arsenal der Sur:enräd1te 

entfernt wird. 

Bei aller Befriedigung über diese Vereinbarung dürfe man aber 

nicht vergessen, daß die zur vernichtung \Orgesehenen 

Sprengköpfe nur einen Brud1teil des nuklearen Potentials beider 

Supermäch te ausrrachen • 

Die vereinbarung sei nicht ausschließlich unter dem 

Gesichtspunkt ihres militärischen wertes zu sehen, sondern sei 

als p:>litisdles Signal für weitere AbrüstungsrraßnahrlEn 

bedeutsam." 

Diese Erklärung des österreidüsdlen Außenministers bringt die Bedeutung 

zum Ausdruck, die österreich dem INF-Vertrag im RalInen der AbrÜstungs-

und RÜstungs~ntmllPJlitik beimißt. 
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esterreich hat im Zusarrrnenhang mit dem Al:::schluß des INF-Vertrages seinen 

Standpunk t be kr äf tigt, daß das für den Wel tf rieden m twendige 

militärische Gleichg=wicht regional und global auf einem tiefstrröglichen 

militärisc.'1en Niveau verwirklidlt werden soll. 

esterreich hat al::er a'.:ch seine Al:::sid1 t zum Allsdrud< g=brach t, die 

Auswirkungen des I~-Vertrages für die ös terre idüsc.~ Sid:1erhe i tsfOli tik 

9:Jrgfältig zu prüfen. Lnter dieseln Gesichtsp.mkt erscheint die erklärte 

At:sidlt der Vertragspartner '..on großer Bedeutung, den INF-Vertrag als 

eine.'1 Schritt in eine.'T\ 'Neiterreidlenden AbrJstungsprozeß zu betrachten. 

Das gil t für die besdlleillügte FOrtsetzung des nuklearen 

Abr:ist'.mgsprozesses, aOCererseits für die Ergänzung der nuklearen 

Abrüstungsrraßnahmen durch entschlossene Schritte auf de.'Tl Gebiet der 

konventionellen Abr:istung. 

Es ist offensidltlich, daß in dem Maße, in dem der nukleare 

Abrüstungsprozeß fortschreitet - eine Entwicklung, die \On österreich 

begrüßt und gutg=reLßen wird -, konventionellen Ungleichg=widlten 

zwischen den beiden großen Militärallianzen, zwisd1en. denen das 

österreichisdle 'lerritorium liegt, \Cm Starrlpunkt der österreidüsd'1en 

SidlerreitsfOlitik eine wad'lsende Bedeutung zukommt. 

Die Auswirkungen der Beseitigung der landg=stützten nuklearen 

Mittelstreckenwaffen in Euzopa auf die österreichische SidlerheitsfOlitik 

können nur im Zusarrrnenhang mit der \On den Allianzen im prinzip ins Auge 
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gefaßten Herabsetzung ihrer Konventionellen RÜstungen auf einen Stand, 

der ein Gleichgewicht auf einem tiefstrröglichen militärischen Niveau 

sidlerstellt, beurteilt werden. 

Cer Abschluß des INF-Vertrages stellt nicht nur einen widltigen Schritt 

auf dem ~ge der nuklearen Abrüstung dar, sondern ruft gleidlzeitig die 

Tatsache in Erinnerung, daß eine konsequente Abrüstungsp:>li tik der 

Ergänzung der nuklearen Abrüstungsp:>li Hk durdl konventionelle 

Abrüstungsmaßnahmen bedarf. 

Die Maßnahmen, die die österreidlische Sicherheitsp:>litik in Zukunft zu 

treffen hat, werden auch die Ergebnisse der Verhandlungen der FDnferenz 

über konventionelle RÜstungskontrolle (KRK), die im Rahmen der FDnferenz 

für Sidlerreit und Zusarrmenarbeit in Europa (KSZE) in Aussicht geromnen 

ist, in Redlnung stellen. 
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Verhandl ung:n ül:er die Verr in~r'..lng der Arsenale 

strategischer Nuklearv;affen (START) 

Cer Erfolg der Verhandlungm ü1::er den 'Nelt~iten Abeau landg:stützter 

~1ittelstreckenwaffen hat die Hoffnungen wachsen lasse.'1, daß audl die 

START-Verhandlung:n im Jahre 1988 erfolgreich abgesdüossen werden können. 

Im Prinzip sind sidl die VereL'1.igten Staaten und die SJwjetunion da...-über 

eL'1.ig, die Zahl der Sprengköpfe tei ihren "Strategischen n Atorrr,.;affen um 

50 Prozent zu verringern. 

Die rar die YonL"""Olle eines START-Vertrages \Crg:schriet:ene.'1. Maßna'l..Ten 

könnten sid1 im prinzip an den entspred1enden Bestirrmungen des 

INF-AbkorrtrenS orientieren. Es ergibt sich jecbd1 tei der Verifikation 

eines solchen START-Abkorrmens die Frage ~it einsc±'lreidenderer 

Vor-ort-Inspektioren. Eine Verifikation ist aud1 insofern kD~izierter, 

als die ~ntrolle bei strategisd1en Waffen durch die tedlmlogischen 

Aspekte besondere Bedeutung hat. 

Die bei dem vierten Gipfeltreffen mm 29. Mai bis zum 2. Juni 1988 in 

M:>skau erzielten konkreten FOrtschritte auf dem Gebiet der 

Rüstungskontrolle und Abrüstung nehmen sich m5glid1erweise eher 

besc::f')2 iden aus; zurral Präs ident Reagan und Generalsekretär G:>rbatsdl::)'N 

ursprünglich in Aussicht gemmnen hatten, bei diesem Treffen bereits 

einen Vertrag über die Halbierung der strategisd1en Nuklearwaffenarsenale. 

(START) zu unterzeid1nen. 
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Es war aber den Unterhändlern beider seiten in Genf nicht gelungen, bis 

dahin alle ooch offenen Fragen zu klären. Daß ein Durchbrudl audl nicht 

bei der Gipfelkonferenz zu erzielen sein würde, das hatte sich sdx>n bei 

den insgesamt vier dem Gipfel treffen mrausgegangenen Begegnungen der 

beiden Außenminister abgezeichnet. 

Denn:>dl hat das Gipfel treffen den Ve-rhandlungen mrangehJlfen. Die 

9..lbstanz der Cbrt gefundenen tlbereinstirmumg läßt darauf sdlließen, daß 

die bilateralen Verl1andlungen in Genf jedenfalls besdlleunigt 

we i terge führ t werden. 

FDnkrete Verharrllungsfortsdlritte hat es bei den luftgestützten 

Marsdlflugkörpern größerer Reichweite (air laundled cruise missiles = 

AL01) gegeben. Man konnte sich ü1::e.r Regeln darül::er einigen, wie die AI.01 

~n Eombem für atorrare urrl konventionelle Sprengladungen zu 

untersdleiden wären. Bei den rrcbilen Interkontinentalraketen übernahm die 

UdSSR einen 'Ie il des amerikanisdlen Verif ika tionskonzepts • 

Zu keiner ~rung der Standpunkte kam es bei den seegestützten 

Marsdlflugkörpern größerer Reidlweite (sea laundled cruise missiles = 

SUM). Da diese nadl Ansidlt der USA beim gegenwärtigen Starx1 der Technik 

nicht hinlänglidl kontrolliert werden könnten, verlangen die USA, daß 

diese Kate<prie IDn Waffen aus einem START-Vertrag ausgeklamnert wird und 

sdllagen stattdessen eine redltlidl unverbindliche Deklaration über 

künftige, einsdllägige Verhaltensregeln IDr. Die WSSR besteht jed:>dl 

darauf, daß audl dieses strategische Offensivsystem \On einem 

START-Vertrag erfaßt wird. 
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t;nterzeichnet wurde eL'1 Abkcrrrnen, das die gegenseitige Unterrid1tJ.ng ü.l:er 

den Zei~un.i<t, den Ort urrl das Zielge.biet \On Versudlen mit larrl- und 

seegestützen Interl<Dntinental.raketen (ICB.."1 ur.d SLE.."1) 24 Stunden mr dem 

Abschuß der Raketen mrsieht. Die Information erfolgt im Wege der erst 

vor wenig::m :-bnaten in ~skau und ~ashingb:::m eingerichteten "Zentren zur 

Venninderung des nuklearen Risikos" (siehe oben) • 

In diesem Zi.1sa.rrr:'el"'.hang ist die wachsende C€s.orgnis der USA über ei::e 

Proliferation \On ballistischen Raketen im Nahen und Mittleren Osten zum 

Ausdruck gebracht 'iI.Orden. Die C'dSSR scheint diese Ees.orgnis zu teilen und 

hat der ,~altung diesbezüglicher sowjet.-amerikanischer 

Experter1gespräche im Herbst d.J. zugestimnt. 

cer Stolperstein für einen sm...ART-Vertrag bleibt jecbd1 r.adl wie vor die 

FOrtsetzung der ~T:erikanischen Strategischen VerteidigungsL~itiative 

(SOl) urrl der damit verburrlene Disput um die Aus 1 e gun 9 

des A B :1 - Ver t rag es. Ein Abkcrnnen ill:er die P.eduk tion der 

strategisd1en Waffen wird wahrsd)::inlich nur dann zustandekonmen können, 

wenn es g::lingt, ill:er die Frage eine Verstärrligung zu erre ichen, ' .... eld1.e 

'Iätigkeiten zur Fbrtführung der "Strategischen Verteidigungsinitiative" 

(SDI) nach dem ABM-Vertrag erlaubt sind. Eine große ~lle in diesen 

Diskussionen spielt d~i die Frage der GÜltigkeitsdauer bzw. Kündbarkeit 

des ABM-Vertrages. Der Vertrag sieht eine Kürrligung nur für den Fall vor, 

daß außerg&Ö1mliche mit dem Inhalt des Vertrages zusamnenhängende 

Ereignisse die Interessen einer der l:Eiden Vertragsparteien gefährden. Im 

Mai 1987 haben die Vereinigten Staaten \Orgeschlagen, bis 1994 auf eine 
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Kündigung des 1972 geschlossenen ABM-Vertrages zu verzichten. Die 

Sowjetunion trat hingegen für eine weitere Geltung des ABM-Vertrages in 

den näc:hs ten 10 Jahre ein. 

In der gerreinsarren Abschlußerklärung des Gipfeltreffens ~n Washington im 

Dezember 1987 wurde die Interpretation des ABM-Vertrages offengelassen. 

D:n Verhandlungsdelegationen in Genf wurde der Auftrag erteilt, eine 

Vereinbarung mrzubereiten, die beide Seiten verpflichtet, den 

ABM-Vertrag in der unterzeichneten FOIlll zu beachten und sich - für eine 

ooch zu vereinbarende Zeit - nimt ~m Vertrag zUIÜd<zuziehen. Intensive 

Diskussioren über "Strategische Stabilität" sollten nicht später als drei 

Jahre mr dem Ende dieses Zeitrawnes beginnen. Danam stünde es jeder der 

beiden Seiten frei, falls bis dahin nid1.ts anderes vereinbart 'I.Orden sein 

sollte, über ihr \t>rgehen zu entscheiden. 

Zu dieser Frage konnten audl bei der ~skauer Gipfelkonferenz keine 

weiteren FOrtschritte erreicht werden. Es gelang nicht, eine FOnnel zu 

finden, die den Amerikanern die ~n ihnen gewüosdlte weitere Forsdlung 

für SDI enn5g1idlt, die aber andererseits \On der SJwjetunion nicht als 

Gefährdung des strategischen Gleidlgewidlts betradltet würde. 

In den Prozeß der internationalen AbrÜstung sind die Verllandlungen 

zwisdlen den USA und der O:lSSR, und hier insbesondere deren Verllandlungen 

über nuklear-s tra tegische- und Wel traunwaf fen \On her~rragerrler 

Bedeutung. Das ist zunädlst einmal p;ycb)logisch-~litisch begründet. 

Den beiden Supennädlten kormnt eine gewisse \brbildwirkung zu, und gerade 

ihre Atorcwaffen haben auch eine gewisse Syml:::olfunktion (konkret und 
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red1.tlid1 verbindlid1 wird dieser Zusarrmenhang durch den "Vertrag Liter 

die Nichtverbreitung ~n Kernwaffen n (NPT) hergestellt, der das 

Lrlternationale Eestrel::::en, eine weitere Verbreitung der Atorrwaffen zu 

verhindern, mit der Verpflichtung der Supermächte verknüpft, ihre 

Atorrwaffenarsenale zu verring2rn). 

Die Verr ingerung der r;'laf fen - urrl Kernwaf fenarsenale der l:::e iden 

SUper.näch te ist al::er auch deshalb bedeutsam, weil diese pjtentiale die 

'Nichtigsten Elel!'tente des globalen :nilitärismen Status qu::> sioo; und ~il 

es daher ur.IrÖ g li ch wäre, Si cherhe i t ~l t·f'fB i t auf e Üler n iedr i g2ren &:er.e 

militärischer RÜstung a'1zustreben, 3)lange die Supermächte sich nicht 

ihrerseits zu eL--:er Red:lktion ihrer Arsenale verstehen. 

Schließli~~ ist - wie erwähnt - die Hochrüstung !xnd L~sbe3)ndere die 

atorrare Hochrustung in sich bedrohlich. Die 3) g2sd1.affenen Instrumente 

der Massenvernichtung gefährden den gesamten Planeten. Die Sdlaffung 

irrmer neuer Atorrwaffen-S}"Sterre hat keines~gs mehr Sicherheit durch 

Absd1.reckung gebradlt. Diese Systeme sind infolg: ihrer FDmplexi tät 

vielmehr zu eigenstärrligen Quellen neuer Unsidlerheiten und Risken 

gew:>rden ("vertikale Proliferationn ~n Kernwaffen). 

Ö3terreich begrüßt daher alles, was dem Wettrüsten, und was insbes:mdere 

audl dem atorraren wettrüsten Einhalt gebietet; urrl es hat insbes:>rrlere 

Eedenken g2gen die Entwicklung neuer - und wie die Erfahrung zeigt (MIRV) 

oft destabilisierender - Waffensysteme. 
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Diese Bedenken österreichs beziehen sich auch auf das Wettrüsten im 

Wel traum; und ir...sbesor.dere auf den Versuch, ü1:er den und im Wel traum zu 

einem neuen Wettlauf \On offensiven urrl defensiven strategischen Syste.rnen 

anzutreten. Die Frag: ob eL'1e strategische Ver~eidigung L'TI Weltraum 

technisch überhaupt ITÖglich wäre, ist offensichtlich ooch nicht 

l::eant'...ortet. Würde ein solches System a.l:er einmal tatsädllidl außerhalb 

eines vereinbarten Ral".mens aufgestellt, dann würde diese J:efensiv-wirkung 

gewiß durd1 eL'1e Erh:)1mng der Offensiv-waffen.1<apazität kornp:nsiert ~den. 

YEn würde also danad1 strel:en, ein "strategisches Gleid1gewid1t" auf 

ebern neuerlidl erh5hten Niveau herzustellen. Das atorrare Wettrüsten 

würde so \Orangetriebe..T'l. österreich hält eine sold'le Entwicklung für 

fa2.sch t.:..'1d tritt dafür eL'1,' die gege.'1Sei tise F-J:schreckung auf einem 

rtÖglichst tiefen Niveau herzustellen. 01ach öster~idüscher Ansicht 

soll te Ca.'1er auch der .;;B."1-Vertrag im Geiste des VertragsabSchlusses \;on 

1972 aufrechterhal ten und verstärkt werden. 

Wiener Trum:enabbauverhan:ll ung:n (:'!BFR) 

österreich glaubt, daß die Frage der konventionellen Abrüstung aud1 die 

reutralen europäisd1en Staaten l::etrifft; ur.d daß ü'.nen in der Eeharillung 

des Problems auch eine entsprechende lblle zukommt. Das ist - neben 

anderen - einer der Grürrle, deretwe<}m sich Ö3terreidl benüht, ein guter 

Gastgeber für die "Wiener Truppenabbauverhandlungen n zu sein. 
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Diese Verhandlunge.'1 Z'Nischen ~'IO und Warschauer Pakt über einen Abbau 

der konventionellen Trupp:n und RÜstungen in Mitteleuropa waren im 

Oktober 1973 in der Wiener fbfburg aufgeI"X)rrmen WJrden. Der \On den 

Verhandlungen ret...."'"Offene Reduktionsraum umfaßt das Territorium ".On vier 

NA'IO-Staaten (BRO, fbllarrl, Belgien, Luxemburg) lllXi drei warsd'lauer 

Pakt-Staaten (DDR, Polen, CSSR). Von den 19 Teilnehmern ~den 11 als 

"direkte" lllXi 8 als ''t€s:::mjere'' Teilr.e.'urer bezeichnet. "Direkte" 

Teilr.ehmern sind jene, die L,1l Reduktionsraum Trupp:n stationiert haben. 

Das sirrl auf der NA'IO-Seite zusätzlich zu den Staaten des westlichen 

Reduktionsrawnes die USI., Großbritannien und Kanada; auf der Seite des 

Warschauer Paktes zusätzlien zu den Staaten des östlichen 

Reduktionsrawnes die Sowjetunion. ''Besondere'' Teilnehmer sind auf 

'Nestliener Seite rbrNegen, Dänerrark, ltalie.'1, Griechenland und die 

'IUrkei; auf östllimer Seite Ungarn, Rumänien und Bulgarien. 

Beide Seiten konnten sien sehr lan~ nient über den Ausgangspunkt für 

Trupp:.nreduzierung:m einigen. Das heißt, es bestarrl Uneinigkeit über die 

Zahl der be iderse i ts \Omarrlenen TrUppen ("Da tenfrag3" ). In jüngs ter Ze i t 

hat sim dann die Frag3 der Uberprüfung allfällig3r Trupp:.nreduktionen 

(Verifikation) als kontrovers in den VOrdergrund geschoben. 

Ul:ereinstimrung bestarrl zwisenen den beiden Seiten lediglidl über das 

Ziel: nämlich eine beiderseitig3 Limitierung der Truppenstärken auf 

700.000 Mann bei den Eodentrupp:n und auf 200.000 Mann bei den 

Luftstreitkräften. 
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Im Jahr 1987 '...urden die MBFR-3espräche in c1re i Verhandllll1gsrunden - 41. 

Verhardlungsr.mde: 29. Jänner bis 18. März; 42. Verhandllll1gsrunde: 14. 

:1ai bis 2. Juli; 43. Verllandlungsrunde: 24. September bis 3. Dezember -

g:fill1I"t. 

Die 44. Verhandlungsnll1de ging arn 17. März 1988 mit der 475. 

Plenarsitzung 'nliecer ohne Fortsdlritte zu Ende. Der seit eineinhalb 

Jahren mrnerrsenende ''Verhandlungsstillstarrl" hat auen diese Runde 

geke.'1.I1Ze iehnet. Be ide Se i ten hiel ten unverärrlert an L'J.ren, in den 

\brschlägm mm 5. Cezember 1985 bzw. mm 20. Februar 1986 festg:legten 

FOs i tionen fest (näheres dazu siehe "Außenp:üi tisd1er Beridlt 1986"). 

Cbv.ohl 'xm re ice.'1 Seiten Cas derzeit gür.stig: internationale Klirra für 

'~itere l-.brüstung3schritte, serace aud1 im konventionellen Bereich, 

:'1er.Dr::;emben 'HUrde, fehltel:eiderseits der p::llitische Wille, sich auf 

eine Reduzierungsvereinbarung zu eüügen. Die 45. Verhandlungsrunde 

regann am 18. Mai 1988. 

Cer Zeitpunkt, zu dem die MBFR-Verhandlungen ihrem Ende entg:gen g:hen, 

wird dann gekoomen sein, tNenIl ein Mandat für konventionelle 

RÜstungskDntrollverhandltmgen für Gesamteoopa erteilt W)rden sein wird 

(KRK-Verhandlungen; siehe dazu die }I..llsfill1rungen im Absdmitt "'.-liener KSZE 

Folgetreffen"). Dieses Datum ist jeCbch ung:wiß und hängt damn ab, wie 

sich die entspred1enden Gespräcbe unter den 23 paktgebundenen Staaten 

entwid<eln. Dafür ist unter an::1erem aber relevant, welchen Fortschritt 

l:ei den Verl1andlungen über die übrigen Bere iche des Wiener Folgetreffens 

erzielt wird. 
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Adl tung der ~schenredl te 

Es gibt einen Zusamnenhang zwisdlen der Adltung der ~chenrechte und 

dem inneren wrl de.'1l äußeren Frieden. Im Beridlt wurde ja oben dargelegt 

wie dieser Zusamnenhang beim "K$ZE-Prozeß" und insbesondere bei der 

~~iener KSZE-Folgekonferenz" berücksichtigt wird. flßS so anerkannte~ise 

f·:.ir 2uropa gilt, gilt r.atürlich audl welbteit. cer Friede wird auf die 

Dauer cbrt prekär seL'1, <...0 ~1'1sdlen es als unert=äglidl finden russen, 

ihrer gr.rr.dsätzlidlen ~d1enredlte ur.d Freihüten beraubt zu sein. Die 

Forderung nach Erhal tung des internationalen Friedens urrl die Forderung 

nadl Beachtung der ~sd1enrechte sind dermach korr.plerre.'1tär. Stetes 

Eintreten fUr die FÖrderun:l' urrl D.lrci'.setzung der ~sc!:enrechte ist daher 

für I~terreich ein wesentlicher Teil seiner Außen- bZN. Fr i edens PJ 1 i tik. 

In seinem Engagement im menschenrechtlichen Bereien sieht es freilien 

nicht bloß ein Mittel für diesen sid1er guten Zwecx; es entspringt dieses 

Engagement insbesond.ere auen der 9:)rge um das Sdücksal des 

Einze1..menschen, um dessen würde und Freiheit. Das Ziel ist es ja, den 

einzelnen ~sd1en, urrl nid1t den Staaten zu dienen. Daher wird aud1 die 

Gel tendnad1ung ~n M:mschenreen tsver letzungen als Ins trurnen t einer 

andere.'1 Zvtecken dienen:1en P:Jlitik abgelehnt. Gerade dieser Standpunkt 

erlaubt es, gegen massive und systematisdle Mmschenred'ltsverletzungen 

aud'l ö f f e n t 1 ich auf z u t r e t e n. Einzelnen ~schen 

bzw. Grup~ kann arrlererse i ts durd1 die Ißsung konkreter 

rrensd'lenred1tlidler hUIrmlitärer Probleme gemlfen vterden. Hiebei ist die 

sogenannte n S t i 1 1 e Dip 10m a t i e" maist zielführender 

als öffentlich: Stellungnahnen. Es ist auf diese vaeise oft gelungen, zu 

zufriedenstellenden Ergebnissen zu gelangen. 
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So\t.Ohl durdl öffentlid1e Stellungnahmen wie durdl diese "stille 

Diplorratie" tritt ÖSterreidl - ge..rreinsam mit ameren D=..rrokratien -

jedenfalls Bestrebuns;en e!1tge?2J1, die CUrd1setzung der ~cheI1rechte zu 

einer ausschließlich "innerstaatlichen Angelegenheit" zu erkläreI1. Diese 

Frage hat r.ämlid1 mt'~digerNeise eL'1e auch L'1ternationale Dünension. 

Das bezeugen die vielen internationalen Abkorrrnen urrl Erklärungen, die 

dazu - ausgehend von der "Allgerreinen Erklärung der M:mscheI1reente" des 

Ja.'rres 1948 - erart:eitet 'Nur~en. Die Internatior..alen Crganisatione."1 hal:en 

dabe i eine t:esondere Funktion; und zwar so\t.Ohl be i der curdlsetzung, als 

auch bei der 'Meiteren Ent' .... id<lun; ur:d FÖrder..mg der ~sc:henred1te. 

CerIe!1tsprechend teteiligt: sid1 esterreidl aktiv an den einschlägige."1 

Ar:::eiten so'...ohl der wel~iten als auch der regior..ale!1 internationalen 

Organisationen: In den Vereinten Nationen ist das zentrale Organ für 

M2nschenrechtsfragen die 43 Mitglieder '...mtfasser'.de M e n s ehe n -

r e c h t s kom m iss ion. Im europäischen Rahmen spielt auf dem 

Gebiet der ~S1sd1enredlte der E u r 0 par a t eine geradezu 

vorbildliche fOlle. Er hat nidlt nur wesentlidl zur v~llkormnung des 

M2."1scr.enrechtssdmtzes teigetragen, er hat auch eir.e Eeispielwirkung über 

den europäischen Rahmen hinaus. Wie erwähnt, hat audl der KSZE-P!:ozeß 

eine beadltlid1e roonschenrechtlid"'ß ur.d humanitäre Dimension. 
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EL1"lsatz für den Frieden 

In einer nach '",ie mr mn offenen oder versted<ten {(Dnf1ikten tedrohten 

'M:1t etabliert sien Frieden nicht \On selbst. Solche {(Dnflikte kÖnnen 

sicher nie gesen den Willen der Fbnf1iktparteien selöst werden. Aber die 

internationale Staatenge..rreinsenaft hat guten GrJrrl, den {(Dnfliktparteien 

tei der 9.lene nach IBsunsen tehilflidl zu sein, ja seleg:ntlich auch 

darauf zu drängen, daß eine SUche nach {(Dnf1iktlösungen überhaupt erst 

l::eg:::mr.en wird: gewiß bleil::en viele NJnflikte isoliert. AI:::er das ist nidlt 

Z'.·;an93~ise so. Die ::-eiste.'1 'J.:m L".r..en strahlen auf i.hr internationales 

Cmfeld. Unfrieden in einem 'I'eil der '~lt hat oft negative Folgen auen in 

ar.deren 'M:l t te ilen. 

Die Internationale Gerreinsd1aft hat daher ein objektives Interesse daran, 

{(Dnflikte einzugrenzen, abzudärrmen, zu lWern oder senließlid1 zu 

l::eseitigen. Die rreilnahme an seldlen Beniihungen versteht &terreien als 

Teil seiner Außen- und Friedenst=elitik. 
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Beteiligung &terreidls an den friedenserhaltenden Cperationen 

Sch::>n bald nadl seiner Aufnahme in die Vereinten Nationen am 14. D=zeml::er 

1955 entwickelte sidl, zunädlst langsam und in eher bes~idenem Unfang, 

&terreidls Beitrag zu den "Friedenserhaltenden Op:rationen". Heute ist 

österreich an diesen ct::erationen redlt rraß9=blich beteiligt. 

Die friedenserhaltenden Op:rationen sind Maßnahmen der Vereinten 

Nationen, die der Allfredlterhal tung des Friedens und der Internationalen 

Sidlerheit dienen und die geeignet sind, Spannun~ zu entschärfen, 

Stre i tfäl1e l::e izu1egen und \brauss etzunge.'1 für y.e i t ere Verhandlungen zu 

sdlaffen. Die Maßnahmen können mH i tär ischer, paramil i tär isdler oder 

nidltmili tär i scher Natur sein. Sie 9J11en jecbdl die nationale 

5:::lUveränität eines Larrles niemals verletzen. Militäreinheiten, die so den 

Vereinten Nationen dienen, ist die Anwendung \On Waffen aussdlließ1idl 

für die Selbstverteidigung 9=stattet. 

Friedenserhaltende ct::erationen werden durdl militärische Fbntingente 

durdl9=führt, die IDn kleinen oder mittelgroßen Staaten mit dem 

Einverständnis der am Streit beteiligten Staaten zur Verfügung gestellt 

werden. 

Derzeit l::estehen folgende friedenserhaltende Op:rationen: 

UNTOO - United Nations Truc::E Supervision Organization (Naher Osten) 

UNFICiP - Uli ted Nations Fbrc::E in Cyprus (zyt:em) 

UNDOF - United Nations Disengac;enent Observer Ebrc::E (Naher Osten - G::>lan) 
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l;NIFIL - tJni ted Nations Interim Fbrce in I.e.ba.ron (Naher Osten - Libaron) 

li1M:GIP - CN Military Observer Group Ül Ir.dia and Pakistan (Kasdlmir) 

u~ - G"N G::od Offices Mission in Afghanistan and Pakistan 

Die erste friedenserhaltende ÜF€I'ation, an der österreid1 teilnar.m, "Nar 

die Cperation der Vereinten Nationen im ~ncp (CNUC). österreid1 

l:eteiligte sid1 zwischen 20. ~ve.rnJ:::er 1960 llTld 18. Septeml:::er 1963 mit 

einem Feldlazarett in Stärke \.On 55 Pers:me..'1 an ONUC. L'1Sgesamt kamen l:e i 

der funcp-op:ration 166 österreid1er zum Einsatz, die u.a. in Bukawu und 

Stanleyville Dienst versahen. 

Die rochst komplizierte VOrgangs~ise, die für die Teilnahme an der 

&lng:J-q;eration gew"änlt 'Herden :rußte, sowie die 2m 27. ~lärz 1964 erfolgte 

zurverfügungstellung eines F-eldlazaretts für UNFICiP, die ähnliche 

Probleme mit sich brachte, v-eranlaßten die Burrlesregierung, den 

g:setzg:benden Organen eine umfassende v-erfassungsredltlid1e Reg:lung der 

österreichischen 'Ieilnahrre an solchen Cperationen \.Orzuschlagen. Dies 

führte zum Bundesverfassungsg:setz \Cm 30. Juni 1965, mit weldlem die 

Blmdesregierung ennäd1tigt wurde, "im Einv-ernehrren mit dem Hauptaussdluß 

des Nationalrates und unter Bedadltnahme auf die i.nrnerwährende 

Neutralität österreid1s •••.• dem Ersudlen einer internationalen 

Organisation um Hilfeleistung durd1 Entsendung einer Einheit in das 

Ausland zu entsprechen, •••• die aufgrurrl freiwilliger Meldungen g:bildet 

werden karn". Entsprechend diesem Verfassungsg:setz sind alSJ die \Cn 

österreich den Vereinten Nationen zur Verfügung gestellten F"Cntingente 

Einheiten der Republik österreidl und nidlt Einheiten des 

österreichischen Burrlesheeres. 
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Die österreichis~ 'Ieilnal1rce an UNFICYP stellt die am längsten 

andauernde Beteiligung an einer friedenserhaltenden OI:eration dar. Vorn 

10. 4. 1967 bis 18. 10. 1973 stellte österreich ein Feldlazarett 

(Austrian Field Hospital) mit insg:samt 54 Mann zur Verfügung; dieses 

wurde 1973 in seinem Unfang reduziert und bestand bis 4. 10. 1976 als 

UNFIClP-M::!dical-centre (Feldarn.bulanz ) in einer Stärke ~n 14 Mann weiter. 

seit dem 3. Mai 1972 beteiligt sich österreich mit einem Bataillon an 

UNFIClP. Nad1dem Sd1weden im Februar 1987 seine Al::sid1t l:ekundet hatte, 

sein Fbntingent aus Zypern abzuziehen, trat der Generalsekretär der 

Vereinten Nationen an österreich mit dem Ersuchen heran, eine Aufstockung 

seines Fbntingentes \Orzunehrnen. Diesem Ersuenen wurde \On der 

Bundesregierung entsprochen: die ZustLrrmmg des Hauptausschusses des 

Nationalrat es wurde e ingeh:>lt. Ende Cktober 1987 wurde das 

österreichische UNFIClP-FDntingmt ~n 300 auf 410 Mann aufg;stockt. Das 

österreichisene Fbntingent, das mit rund 20 % zur Gesamtstärke \On 

UNFICiP beiträgt, ist im OStteil der Insel im Raum Famagusta - Athiemu 

eingesetzt und unterhält auf einer 46 km langen Pufferwne 17 

Beobad1tungsp:>sten, 6 ZugsC}afechtsstände, 1 Fbmpaniecarcp und 1 

Bataillonscamp. Ein verbindungsp:>sten besteht auf der Karpas-Halbinsel, 

v.o sich einige kleinere griechische Enklaven in der 

türkiSch-zypriotischen 2'.000 Zyperns befirrlen. Neben dem dänischen 

Fbntingmt hat das österreichische Bataillon sein Hauptquartier in der 

türkiSch-zypriotischen 2'.000. Bei UNFICYP haben bisher 10.785 Mann Dienst 

versehen. 

Nach dem 6-Tage-Krieg im Jahre 1967 beOOtigten die Vereinten Nationen 

zusätzliche Beobachter zur tlberwachung des Waffenstillstandes, 

insbesondere entlang des Slezkanals. Am 27. NJvenber 1967 beschloß die 
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Bundesregierung, den Vereinten Nationen ü1:er Ersud1en des 

Generalsekretärs 8 Offiziere als militärisctß Beobachter in der 

UN-waffe.'1stillstarrlsill::erNad1ungskorrmission im Nahen Osten (UNrSO) 

abzustellen. S~ter W'Ilrde deren Zahl (durch Besdlluß der Bu..."rlesregierung 

mm 22. Jänner 1987) auf 14 erhJ"ht. Bisher 'Nar=>...n 173 &terreidler tei 

u"NTSJ ün Einsatz. Die österreic.J.1isd1en Beobadlter versehen im Nahen OsteIl 

Dienst. seit 26. 6. 1984 fungierten 6 Offiziere, zum Teil als Leiter der 

mn der UNTSO beschid<ten UN Inspection Tearrs Bagdad urrl Teheran, ~lche 

die le ider kaUIn tead1 te te iranisdl- irak ische Vere inbarung ill:::er die 

Nidlt!::ornbardieru.ng ziviler Ziele W:er..;ac. ... .en sollten. 

Die nächste friedenserhaltende Op2ration, an der sid1 &terreich 

beteiligte, war die tJnited Nations Brerger.cy Force 11 (L"NEF 11). Nadl dem 

Yom-Kippur-Krieg i .. n Cktober 1973 wurde der Großteil des österreichischen 

Bataillons \On Zypern nad1 Ägypten verlegt. COrt W'Ilrde es auf 600 Mann 

aufgefüllt urJl ül:erNachte im Raum 1smailia, danad1 Lll Raum 9lez und 

zuletzt teiderseits der Straße zum Giddi-Paß die Waffenstillstandsverein­

barungen zwisdlen Ägypten und Israel. ~ Einsatz, bei dem 700 Mann 

ven.eroet 'NUrden, dauerte \Om 26. Cktober 1973 bis 10. April 1974. 

Nach der Aufstellung \On UNDClF (United Nations Disengagerrent Observer 

FOrce) zur Uberwachung der Truppenentf1edltung zwischen Syrien urrl Israel 

auf dem G:>lan wurde das österreichische UNEF II Bataillon auf die 

Cblanmnen verlegt, um <brt ab 3. Juni 1974 Dienst zu versehen. Mit rund 

540 Mann stellt &terreich derzeit 41 % der Gesamtstärke mn tJNIX)F mn 

ca. 1.320 Mann. Das österreichis<::te Bataillon ist danit das stärkste 

UNDCF-Kontingent. Es ist im N,)rdabsdlnitt der G:>lanCil"hen \Om Berg Hemen 
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(2.800 m) bis Kuneitra ein<;esetzt und unterhält auf einer StrecKe mn 

40 km 19 St5tzpunkte ~.md 6 AußenfXJs~en und 1 Bataillonscamp. Täglich 

VJerden 15 Pat.."""Ouillen durc:hg=führt. Das BataillonskorrrranCb befindet sich 

in camp Fauar (Syrien). Bis zum 1. Jänner 1988 haben bei L"NOOF bZ".v. 

L"NEF II 14.806 &terreic:her Dienst versehen • 

• ;;rn 26. April 1988 beschloß die Bundesregierung die Entsendung mn 5 

österreic:hisenen Beobachteroffizieren für UNXMAP. Diese, in den unter 

den Auspizien der Vereinten Nationa~ zustanCegekommenen Afghanistan­

Abkornren zwischen Afghanistan llI'.d Pa.l<:istan (Garantierräc:hte: USA, 

Sowjetunion) ~;orn 14. April 1988 verankerte Mission der Guten Dienste des 

Generalsekretärs der Vereinten Natior:e.~ hat zur ;..ufgate, die Einhaltung 

der AbkoITIr.en zu überNacr.en. UNXMAP besteht aus 50 Offiziere.'1, die in 

Kabul und Islarrabad stationiert sind. D2r Stützpm.l.ct Isla.rnabad wird mn 

einem österreic.rlisenen Oberst geleitet. Die Kosten für die 5 öster­

reic:hisenen UN3CMAP Offiziere belaufen sich auf 2,5 Mio. öSe 

österreidl stellt den Vereinten Nationen aber nidlt nur 9:>ldaten zur 

Verfügung - bisher versahen über 25.764 österreidler ihren Dienst unter 

der Flagge der Vereinten Nationen - SJooern trägt in diesem Zusamnenhang 

auch nicht unerhebliche Kosten. Gr.mdsätzlich gliedern sim die Kosten 

der Beteiligung österreichs an friedenserhaltenden Operationen in solche, 

die aussdlließlich \On österreich g=tragen werden, und in sogenannte 

~kosten. Diese wiederum teilen sich in solche, die \On österreich 

g=tragen werden und solche, die den trupp3I1Stellenden Staaten mn den 

vereinten Nationen refundiert werden. Bei UNTSJ wurden die gesamten 

Gehaltskosten inklusive Auslamseinsatzzula<;e für die 14 Offiziere und 

für die 3 Sanitätsunteroffiziere aussdlließlidl \On österreidl getragen. 
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Diese I<bsten reliefen sid1 für den zeitraum 1967 bis 1988 auf 100 Mio. öS 

(einschließlich der Inlandsrezüge). Bei (JNCOF und UNFIClP al::er werden 

gewisse Mehrkosten durd1 die Vereinten Nationen refundiert. Hiebei 

testeht ein Untersd1ied zwischen UNCCF, weld1es durd1 Pflichtbei träge 

aller Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen finanziert wird, und 

UNFlCiP, weld1es redauerlicherweise nur durch freiwillige Beiträge 

gesp::ist wird. Bei C'NIX)F tetrJ.gen die Per;:cnalkosten für die 

österreichische 2eteiligung ill1d die mn &terreich getragenen ~krJsten 

bisher rl..L."Xl 1.972 Mio .. öSe währerrl die Vereinten Nationen bisher 

&terreich 978 Mio. öS refundiert haben, weitere 61,67 Mio. roch zu 

refundieren wären, retragen die \.On ~terreich getragenen I<bsten 994 Mio. 

öSe Bei tJNOCF ergibt sich in der Regel ein RÜd<stand der Vereinten 

Na honen re i der Refurdierung \.On bis zu ca. 65 Mio. öS per anm. 

Wesentlich schlechter bestellt ist es um die Finanzierung ~n UNFIClP. 

Die truppenstel1errlen Staaten hab2n ca. 70 % der Gesamtkosten zu tragen. 

Die Vereinten Nationen können den verbleibenden 30 % ihrer verpflichtung 

nid1t entsprect. ~. Bei AU~/UNFICYP betrugen die Per9:lnalkosten für die 

österreichische Beteiligung und die ~n &terreich getragenen r1::hrkrJsten 

bisher rurrl 1.2l4 Mio. öSe währerrl die Vereinten Nationen ihrerseits 

bisher &terreich 187 Mio. öS refundiert haben, l:etragen die ~n 

österreich getragenen Fbsten 813 Mio. öSe Bei UNFICYP ergibt sich daher 

ein RÜckstarrl ~n 214 Mio. öSe Die Vereinten Nationen sind damit ab 

Anfan;3' 1980 im RÜckstand. Zur zeit sirrl jecbch aufgrurrl der Aufstod<ung 

des Fbntingentes Verhan::llungen mit dem Generalsekretär der Vereinten 

Nationen im Gange, die eine bessere RefUIXiierung offener Beträge erwarten 

lassen. 

III-86 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 77 von 95

www.parlament.gv.at



- 78 -

.~gesichts dieser La<:i'= hat österreich so wie die anderen 

trupF€I1stellenden Staaten ein Interesse, daß durch einen Besdlluß des 

Sicherheitsrates der Vereinten Nationen die Finanzierung \On UNFICYP auf 

PflichtJ::eiträ<:i'= ~stellt wird. Cer Generalsekretär der Vereinten 

Nationen hat bereits BerrnJhungen in diese Richtung untern:::rtn'Ie!l. Sie sind 

allerdi..'1gs bisher ohne Erfolg geblieben. Parallel dazu hal:en die 

truppmstellenden Staaten über Initiatbre österreic:hs im Sorrrr:er 1984 eine 

Aktion beg:m.nen. Sie zielt darauf ab, mn bisherig:n Beitragszahlern eine 

ErhJbung ihrer freiwilligen Beiträge zu erreichen und zu den bisher 74 

Be i trags zahlern neue dazuzugewi.nnen. 

Bei der 42. Generalversammlung der Vereinten Nationen im Herbst 1987 

konnte - nicht zuletzt auf österreidhische L'1itiative und 

Vennittlungsbemühungen - eine Re80lution beschlossen werden, derzufolge 

sich das SonderkDmitee für die friedenserhaltenden Operationen 1988 auch 

mit einer L'berprüfung der finanziellen Aspekte der friedenserhaltenden 

Operationen befassen wird. 

Mit ca. 950 S:>ldaten stellt österreich zu den friedenserhaltenden 

Opera tionen unter 23 rändern das Z".IIe i tgröe te Fbntingent. Das und die 

Wertschätzung, der es sich dabei erfreut, spiegelt sich auch in der 

Tatsadle, daß österreidl seit 1974 ununterbmdlen einen der fünf 

TrUppenxr::nman::ianten stellt. Von 1974-1978 war General PhiliH? Fbrrrnandant 

\On UNDOF. Thm folgte - ebenfalls als UNOCF-Fbrrurandant bis 1980 -
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GeneraL'ffij:lr GÜnter Greindl. Seit 1980 ist Generalrraj:lr Greindl 

fumnandant mn G'NFIClP. Mit 10. Septerni:er 1988 wird GeneraL'I'aj:lr Acblf 

Radauer das F'Dmrrancb über l;""NCCF überne...1-m:n. 

esterreich trägt je11e N::Jsten, die üun als ~J.pt=enSteller entstehen. Es 

leistet daneben roch jene finanziellen Bei träge, die Mitgliedstaaten 

generell frrr fr iedenserhal te.'1de OI::era t ionen zu zahlen haben. Da so'wlOhl 

u"NDCF als aud1 DNIFll.. durdl Pflichtbeiträge finanziert ...-.erden, rruß auch 

österreid1 hier F'Dsten trag::n. Die ID"he eines Pflichtl:eitrag:s wird nach 

der 3:;1'.e des Beitrages ZLL.'1l Gesa.rnt±udget der Ve...""einten Nationen rernesse.l1. 

So '..;ie &terreich 0,74 % des Gesamtb.ldgets der Vereinten Nat:onen 

f ir.anz iert, so f ir.anz iert es aud1 0,74 % der Gesamtkos ten \On tJ"NI:CF und. 

L'NIFIL. (L"N:X:F US-$ 128.400 p:o sed1s.a:matiger Y.a.r.catsp2.ricde, l.-·NIFIL 

US-$ 491.631 pro Mandatsperiode) • Beide Beträge werden mit den 

österreid1iscnen Fbrderung::n korrrr;:ensiert, die aus dem Einsatz des 

österr'2ic.1-üschen UNDCF-FDntingents herrühren. Darüber hinaus leistet 

österreich seit 1978 freiwillig: Beiträge für UNFIClP in HOne mn US-$ 

125.000 pro Mandatsperiode • Dieser Betrag wird mit den Einsatzkosten für 

das österreidüsche UNFIClP-Konting=nt verrechnet. Die österreichischen 

Fflicht- un::1 freiwilligen Beiträge an die Vereinten Nationen für die 

friedenserhaltenden Operationen retrug;m 1987 rund 25 Millionen Sdlilling. 

Gerade in Zeiten, in denen Sparsamkeit das Gel:ot der Stunde ist, mag man 

solche Aufwendung;m als belastend empfinden. Diese Aufwendung=n müssen 

je<bch im Gesamtzusarnne.nhang der österreichisc:hen Außenp::>litik gesehen 

und gewertet werden. Sie sind auch ein Beitrag zur Stärkung der Vereinten 

Nationen, an denen österreich aus vielen G.rÜrrlen - urrl nicht zuletzt auch 
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deshalb interessiert ist, '...-eil ~'lien eben die "Dritte Hauptstadt" dieser 

Welmrganisation ist. Diese materiellen und finanziellen Beiträge 

öste...-rreichs sirrl audl. ein konkreter Be<...-eis dafür, daß österreich sich 

nidlt als "Trittbrettfahrer" in einer Welt versteht, in der Sicherheit 

und Frieden nur durch die Be.ItnlhLUlgen der arrleren aufreenterhal ten wird. 

Die Bur.desregierung hat daher in ihrer Regierungserklärung ~m 28.Jänner 

1987 besenlosse..1"l, "auch in ZLlkunft an friedenserhaltenden Op2rationen der 

Vereinten Nationen teilzunehmen UI'.cl so an der Ißsung gefährlidler 

Regionalkonflikte mitzuwirken." 
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L"1terr.a tio r.ale Ka.rnbJdsena-FDnferenz 

;'.J..lf Initiative der ASEAN-Staaten Lmd in Entsprechung einer Resolution der 

35. VN-.3eneralv-e.rsarrrnlung far..d im Juli 1981 in New York die 

"Internationale Kambodschakonferenz 

I K K ) " statt, an der 93 Staaten und die drei 1<arnbJdsdlanisd1e!1 

?raktione.'1 teilnahmen. [:er damalige österreichisd1e .:;UßeI"'.minister Dr. 

Willib3.ld Fahr 'wurde zum Präsidenten der YDnferenz gewä."hlt. \On der 

L"1ternationalen Ka.'T'.todsdlakonferenz, die auf Empfehlung ürres Präsidenten 

'.:on der li'N~~eral versammlung 'Nieder e irü::erufen 'Herden karn, '...urde ein ad 

hoc-Komitee eing:setzt, das sich kontinuierlich um eir.e umfassende 

pJli tisd-.e LÖsung der Karnl:::cdsc:hafrag:: be.'!i:ht. 

Mi t 1. Jänner 1986 übernahm der nur.rnehrig:: Präsident des Nationalrates 

und darralige Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten, Leop:>1d 

Gratz, die Präsidentschaft der Internationalen KaIr.todschakonferenz. 

Bundesminister a.D. Pahr und Präsident Gratz waren in die lauferrlen 

Berrühung::n um eine Ißsung des YDnflikts stets eingeschaltet und führten 

teils in persönlichen YDntakten, teil über diplomatische Kanäle einen 

kontinuierlichen M:inungsaustausch mit allen in diesen N:lnflikt 

in\Ol vierten Parteien. 

Anfang 1986 unternahm Präsident Gratz eine SÜcbstasienreise, die ihn in 

rrehrere ASEAN-Staaten und nad1 Vietnam führte. Ende September 1987 führte 

er (am Rande der 42. UN-Generalversarmüung) Gespräche mit den 

Außerministern der ASEAN-Staaten, der VR China, dem stv. Außenminister 
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Vietnarrs, dem Generalsekretär der Vere inten Nationen SJwie mi t Prinz 

Sihamuk, Khieu SarI;:han und 9:ln Sann in New York. Im Cezerru:er 1987 führte 

Präsident Gratz in Frank.reidl neuerlich ein ausführlidles Gespräch mit 

Prinz Sihamuk. Präsident Gratz WUIde \On allen interessierten Parteien 

ersudlt, seine BemÜhungen in der Kamtcdsdlafrage fortzuführen. Präsident 

Gratz wird Anfang (){tober 1988 in New York weitere Gesprädle mit den 

interessierten Parteien führen. 
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Der israelisch-arabische ~nflikt 

Eh., neuer Krieg iIn Nahen Osten würde auch Elropa t.edrohen. Die 

v"erschiedenen überregionalen \.ll"rl interr.a tionale..'1 Implika tionen und 

Großrnad1tinteressen lassen nämlid1 befürcbten, daß sid1 ein sold1.er 

~iterer Krieg unter l"mstär.den nicht auf die Region beschränken ließe. 

Das war eines der ~tive, die österreich friilier als die meisten anderen 

Staaten in Eurot2 veranlaßt hat, für eine friedliche Regelung dieses 

YDnfliktes einzutreten. Seine Ii:isung wi=d nach Ansicht österreidls nur 

dann ITÖglich, '~'1I1 die Interessen \.ll"rl tl.nliegen aller direkt I.lJ."1d L"'.direkt 

am F'Dnflikt Beteiligten bzw. mn i:-.m Betrof:enen aufeinar.der a.bg:stirnnt 

~rden. iJa..'""aus ergibt sidl, eaß eine ?J2ine \On bilateralen Verhar.d.lunge ..... l, 

wie sie ~n israelischer Seite angestrebt 'Herden, deswegen nidlt zum Ziel 

führen können, w=il durch bilaterale VerhaI".dlungen Israels :nit Ägypten, 

..J:Jrdanien, Syrien und dem Libaron einer der Hauptl:etroffenen des 

F'Dnfliktes, nämlid1 die Palästinenser, v:>n der Ii:isung dieses F'Dnfliktes 

ausgeschlossen sind. Nach österreidlisdler Ansid1t ist aber für einen 

geredlten \.ll"rl dauerhaften Frieden die Zuziehung der Palästinenser 

unabdingbar. D:m Palästinensern müßte dabei - so wie allen anderen 

Verhandlung;pa.rteien - zug:standen werden, selbst darüber zu befin::len, 

.....er sie bei diesen VerhandllIDgen vertritt. Solang: die Palästinenser der 

Ansicht sin::l, daß sie durd1 die PI.D entspredlend vertreten sin::l, nuß 

diese Entscheidung pJlitisch respektiert werden. 
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Weiters entspridlt es den p:>litisdlen Realitäten, da'vOn auszugehen, daß 

in dieseln Fbnflikt nidlt nur die Direktbeteiligten Interessen vertreten, 

sondern audl arrlere Staaten der Region, sowie die Großmächte. Es liegt 

daher nahe, die Verhandlungen zur LÖsung dieses I'Dnfliktes in fbrm einer 

Fbnferenz zu führen, an der alle direkt und indirekt Betroffenen 

teilnehmen sollen. Das einzige fbrum jecbch, das diesen p:>litischen, 

organisatorischen und technischen ~raussetzungen entspricht, sind die 

Vereinten Nationen. 

Als einer der ersten Staaten Westeuropas ist österreich daher für eine 

internationale Namst-Friedenskonferenz im Rahnen der Vereinten Nationen 

(mit der 'IBilnahrre der fünf Ständig:n Sicherheitsratsmitglieder und aller 

mm Fbnflikt Betroffenen) eingetreten. 

Diese fbrderung hat sch:m in den frühen 70er Jahren die Zustircmung aller 

im Parlament vertretenen Parteien gefunden. Es mag zwar untersdliedliche 

Ansichten über die Art und Weise der Olrchführung dieser außenp:>litischen 

Grundsätze gegeben haben, über die Grundsätze selbst konnte jed:>dl i..rnner 

Einigung erzielt werden. Diese konsequente Haltung findet heute ihre 

Bestätigung. Die Nal'x:>stp:>litik faktisdl aller europäisdlen LäOOer ist 

heute - mehr oder weniger ausdrücklich - 'vOn denselben prinzipien 

geleitet. 

Zum vorgehen Israels gegenüber der für ihre Rechte denonstrierenden 

Be~lkerung der besetzten arabisdlen Gebiete haben alle rraßgeblidlen 

österreidüschen Stellen (BuIxlesregierung, außen~litischer Allssdluß des 

Nationalrates, Herr Burrleskanzler und Herr Vizekanzler) Israel gegenüber 
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die ~ißbilli~~g des Ybrgehens generell und die Ablcl4~ung repressiver 

Maßnahmen wie Cep:Jrtationen, Mißharrllungm, Anhaltungm, zerstörung 'Xln 

Häusern, Ölhainen und Existenzgrundlagen deutlidl zum Ausdruck gebradlt. 

InsJ::esondere wurde auf die Unverhäl tnismäß igke i t der ang=warrlten 

~nahnen gegenüber den unl:::€waf fue ten Ce.rrons tranten hinge<Ni ese..Tl. 

Aus dieser t:Oli tisdlen Haltung ergibt sich nur als logisdle Konsequenz 

eine Unters tü tz ung Ül human i tärer H ins i d1 t. lJs terre i dl stell t dem 

Palästinenserhilfs~k. der Vereinten Nationen (TJnited Nations Relief arii 

WJrl<:s Agency) seit 1978 einen provünrisdlen Arnt:ssitz in Wie..Tl zur 

Verfügung. 

~sehen 'Xln den janrlid1en freiwillig=n Bei träsen &terreichs zu:n 

ordentlidlen Budget des liNßIlA in der a::ihe \On 145.000,-- U5-$ hat 

lJsterreich ün Fr'Jhjahr 1987 mit einer Sonderhilfslieferung 'Xln 

~ikarnenten und Nahrungsmitteln im Wert \On 2 Mio. ö5, und einer 

Weizenhilfe im Werte '.On 1,2 Mio. ös sowie im Jahre 1985 mit einer 

M=hllieferung im Werte \On 12,5 Mio. ö5 zur Lin:ierung der N:>t im Libaoon 

J::e i ges teuert • 

FÜr akute Hilfsfälle, wie z .B. nadl den Massakern 'Xln Shatila und Sabra 

bzw. nadl den versd1i.edenen libanesischen Lagerkriegen oder zuletzt 

anläßlidl der israelischen Maßnahmen gegen die palästinensische 

Be\dlkerung in den J::esetzten Gebieten wurden ös terre ichisdlerse i ts se i t 

1982 allein an Budg=tmitteln, d. h. ohne Berüd<:sidltigung der Beiträge 

'Xln karitativen Organisationen, 22 Mio. öS auf~et. 
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AndE>Ie akute un:i friedensbedrohende Krisen 

Cer israelisch- arabische !(Dnflikt ist nidlt der einzige mit akut oder 

fX)tentiell gefährlichen Fe.mwirkungen auf Europa un:i österreidl. Sehr 

offensidlt1idl ist der Zusanmenhang zwischen der 

A f g h a n ist a n - K r i s e und dem allgerre inen 

Ost-West-Verhältnis I das wiederum in so rohem Maße das außenfOlitische 

Unfeld für Europa und insbeSJooere für österreich prägt. Das jüngste 

SJwjetisch-amerikanische tlbereinIDrrrnet'l und der darauf eingeleitete 

Rüd<zug sowjetischer 9:)ldaten aus Afghanistan sirrl ein erster un:i 

tedeutsarrer Sdlritt hin zu einer LÖsung des Problerrs. Darauf haben sow:>hl 

der österreichisd1e Burrleskanzler als auch der österreichisd1e 

Vizekanzler und Außenminister in teoonderen Erklärungen hing:wiesen. 

Viele in diesem Zusamnenhang widltige Fragen sirrl freilidl oodl ungelöst: 

00 ist ein Ende des Blutvergießens und des leidens des afghanisdlen 

\Olkes keineswegs sichergestellt. 

tlber Ersud'len der Vereinten Nationen hat die österreidlische 

Bundesregierung mit Zustinmung des Hauptaussdlusses des Nationalrates 

fünf österreidlisdle Offiziere für die United Nations Good Offices 

Mission in Afghanistan arxl pakistan abgestellt, ~n denen 3 in Kabul und 

2 in Islamabad stationiert sind. 

Zum Zwecke der medizinisdlen und oozialen Betreuung der afghanisdlen 

FlüdlUinge in pakistan wurde das österreidlisd1e Hilfskomitee für 

Afghanistan (AOC) ~gründet. Es erhält vom Bund projektgebundene 
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finanzielle Unterstützung, die im Zeitraum 1982 - 1987 eine GesamtSllIl'l're 

mn 8,4 Mio. öS (da\On 1987: 2,5 Mio. öS) erreichte. 

~t finanzieller Unterstützung des Gesundheitsrninisteriurrs wurden arn 

21.4.1988 fünf kriegsverletzte afghanisdle Kinder zur rredizL.'1isenen 

Rehabilitation naen ÖSterreich gebracht. 

Cer Krieg zwisdlen I r a nun dIr a k dauert nun sdDn aent 

Jahre. Se ine Ausbrei tung auen auf andere Staaten konnte verhindert 

'M2rde..'1; cbc.'1 ist diese C~far..r nach 'Nie '.ar sege.'1wär:.ig. Jede.'1.:falls hat:.e 

der Krieg sch\<r'erwiegende fOlitische und wirtschaftliche Folgen nicht nur 

für die reiden beteiligten IJIDjer, 3Jrrlern für die gesamte Region. 

ÖSterreich unterhält gute Beziehungen sow::lhl zum Irak als auen zum Iran, 

ist daher an einer Eeer.digtmg cles &.lnfliktes be3Jrx!ers interessiert ur.d 

unterstützt die mit Sicherheitsresolution 598 eing:üei teten Benühungen 

zur Erzielung ei.'1e5 'i'iaffe.'1stillstarrles un::1 l.'1sbe3Jooere die Bernill;mngen 

mn lJN-GS Perez de Olellar. 

Nlnschensv.>ert wäre ein Waffenernbarg.:> gegenül:er be iden Kr iegs führenden, 

cbch ist sich ÖSterreich der praktisenen UndurdlfÜhrbarkeit eines solenen 

rewußt. Ursomehr verdienen daher die erwähnten UN-AAtivitäten 

Unterstützung. Ein entspredleffier österreichisdler Beitrag ist die 

Tätigkeit österreichisdler Offiziere zur Beobachtung der Einhaltung des 

Ubereinkomnens zur Venreidung des Besenusses ziviler Einrichtungen in 

Bagdad und Tereran. 

österreich hat auch wiederoolt der Ablehnung chemischer Waffen Ausdruck 

gegeben urx1 Opfer dieses schrecklidlen Kampfstoffes in österreichisdlen 

Sp i tälern behandelt. 
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Indirekt, aber denmdl v.eitreidlerrl auch für Europa, sind die Folgen der 

Krise im süd 1 ich e n A f r i k a. Es g:ht <brt nämlid"l im 

v.esentlidlen um die Durchsetzung eines Grundsatzes, der für eine 

friedlid"le Welt unverzid"ltbar ist: nämlich des Grundsatzes der 

Gleichwertigkeit der Rassen. Das \On der Regierung SÜdafrikas 

praktizierte System der Rassentrennung und Rassendiskriminierung - das 

System der "Apartheid" - verletzt nun dieses elem:mtare Prinzip, und es 

bedroht damit auch den Weltfrieden. 

&terreich beteiligt sich folglich an den Sanktionen, die \On der 

Staatengerreinschajt im Wege über den Sid"lerheitsrat der Vereinten 

Nationen gegen das südafrikanische Regime verhängt wurden; und 

unterstützt arrlererseits alles, was - im Wettlauf gegen die Zeit - eine 

v.eitere R:>larisierung der Be\6lkerungsgruppen hintanhalten und einen 

friedlid"len Ut:ergang zu einem System einleiten könnte, in dem die 

M:?nschenrechte aller Be\loOhner SÜdafrikas in gleicher Weise resp:ktiert 

und gesidlert sind. 1 ) 

1) Dieser kurze Berid"lt bietet natür1idl nidlt Raum für eine Darstellung 
aller Krisen, die b:ute den Frieden bedrohen. Eine ~llstärrlige Ubersidlt 
bietet der "1lllßenp::>litische Bericht 1987", der dem österreichischen 
Parlament ~r v.enigen W::Ic:hen zugemittelt wurde, und der audl der 
Öffentlid"lkeit über den Buchhandel zugäng1idl ist. 
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"I'lel traurnkcrrrniss ion der Vere inten Nationen 

Die "tJN-Fbrrmission zur Friedlidlen NLltzung des Weltraurnes·' wurde 1959 

gegründet. 1960 'HUrde der damalige österreic:hische Vertreter bei den 

Vereinten ~ationen, tbtschafter Dr. Pranz Matsch, zu ihrem \brsitzenden 

g::wähl t. Se i tdem ste.~t dieses Fbmitee (in dem seit 1980 54 Staaten 

vertreten sim) unter österreichischem \brsitz. Gegenw-ärtiger 

~lorsitzender ist der Bundesminister a.D. ~rdneter zum Nationalrat 

Eotsdlafter Dr. Peter Jankowitsch. Er wurde am 11. ~!ai 1972 in diese 

FUnktion gewählt. 

Die Weltrawr.l<:orrrnission ",.;ar der erste Ausschuß der Vereinten Nationen, der 

- I,tl)hl audl angesichts der Bedeutung der \On ihm l:eharrlel ten Materie -

auf Basis des FbnsensprinziI;S operierte. Die Fbrrmission tagt einmal 

jährlich für die Dauer \On 2 Vömen in New York. Sie verfügt L.lrer ~i 

Unterausschüsse, nämlich den wissensdlaftlich-technisenen Unteraussenuß 

und den Rech tsunteraussc:huß. Als Ergebnis ihrer ArJ::e i ten konnten bisher 

fünf Vertrags'Nerke über Weltraurnrecht verabschiedet 'Nerden: 

1) der Vertrag über Prinz ipien betrefferxi Erforschung und NLltzung des 

Weltraumes einschließlich des M:mdes und anderer Hirrrrelskörper (dieses 

20 Jahre alteVertragswerk bildet die redltlid1e Grundlage für die 

Erforschung des Wel traumes) ; 

2) das Uberei.nkormen Über die Rettung \On Astronauten; 

3) die Ilbnvention ü:ter internationale Schäden durch Weltraurrobjekte; 
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4) die Konvention ül::er die Registrierung 'X>n v1eltraunobjekten; 

5) das Ul:ereinkorrmen zur Regelung der Aktivitäten \On Staaten auf dem 

M:>nd und anderen Himnelsköq:ern. 

Die Weltraumkornnission organisierte 2 Weltraumkonferenzen, die 1961 und 

1982 in Wien stattfanden. \t>n den Komnissionen bzw. Ausschüssen der 

Vereinten Nationen ist die Weltraumkornnission also eine der 

erfolgre ic:hsten. 

Im Jahre 1986 wurde ein prinzipienkatalog ül:er Erdfernerkundung 

verabschiedet. Derzeit bildet die Frage eines prinzipienkataloges 

betreffend die Verwendung nuklearer Antriebsquellen im Weltraum das 

widltigste 'lberra in den ErÖrterungen. Die entsprechende Art:eitsgruppe des 

Rechtsunteraussdlusses der Weltraurnkx:Ht1l1ission stehtel:enfalls unter 

österreichischem VOrsitz. 

Cer österreichischen i,brsi tzführung entspridlt audl eine aktive 

Beteiligung insbes::>ndere an den Arbeiten der WeltraLUIlkomnission. Es gilt, 

die teilweise erheblidlen Auffassungsunterschiede unter den Weltraum­

mädl ten bzw. zwischen den Wel traurnnädl ten um den Entwicklungsländern 

. andererseits zu überbrücken und zu einern tragfähigen Konsens zu gelangen. 

Die vermittelnde Iblle der österreid'lischen Celegation wird dal::ei \On 

allen Staaten anerkannt und ausdrücklich gewürdigt. 
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lßterreidÜsene BenÜhungm um Flüchtlin~ l.lI1d Asvlwerter 

Seine bes:m:iere Lage an der Schnittstelle zwisdlen Ost und West sowie die 

!Dli tisdlen und historisenen Gegei:Je.'1hei ten haten ÖSterreid1 zu einer 

wid1tigen Relaisstation der Flüchtlings- urrl Auswan:lerungs~gung 

gernacht. ~tiviert auen durch die leidvollen Erfahrungen jener vielen 

lßterreidler, die in den Jahren 1933 - 1945 zur Flumt gezwunge.l"l 'Mlrden, 

hat lßterreich die Hilfe für Flüchtlinge und Asylwerter zu einem 

wesentlichen 'Teil seiner Eölitik ur.d. auen seiner Außenp::>litik g=rnacht. 

Seit 1945 hat österreich rund 2 Mio. ~enen (Flüchtli11ge, Displaced 

Perrons, etc.) \Or'J1::ergeher.d oder Cauer.-.d (ca. 600.000) adgemmnen. 

Zwisenen 1945 und 1954 karren 923.700 deutschsprachige Flüchtlinge ins 

Larrl, \.On denen 237.900 hier eine dauernde Bleibe fanden. Her\Orzuheben 

sind die großen Flüchtlingswellen aus Ungarn 1956 (= 180.432 Personen), 

der CSSR 1968 (162.000) und aus Eölen 1980 - 1982 (33.142). 

J::er Zustrom von Flüchtlingen vor allem aus Ostel.ll.'Opa hat im Vorjahr 

wieder zugewmnen. Mit 11.414 Asylanträgen (1986: 8.639) wurde ein neuer 

HSchststarrl seit der Eölenkrise 1981 (34.557) erreicht. Die Asyh.erJ:::er 

karren \Or allem aus Ungarn, CSSR, Rumänien, EOlen, Iran urrl Juepslawien. 

FÜr die Flüchtlingsbetreuung in österreich wurden seit 1945 aus 

Bundesmitteln rund 7,5 Mrd. öS aufgewerrlet. 1987 telief sich der 

finanzielle Aufwarrl des Bundes für die Flüchtlingsbetreuung auf 439 Mio. 

öS (g=genüber n4 Mio. öS im Jahre 1986). Für 1988 wurden \Om 
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Bundesministerium für Inneres öS 580 Mio. budgetiert, jecbd1 aufgrund des 

b:träd1tlichen Anstieg:s ~n AsyU:ewerb:rn, insb:sondere aus Ungarn und 

E01en, in den ersten vier M:maten d.J. bereits 420 Mio. öS ausg:geben. 

Schätzung:n der ~raussichtlichen Gesamt.'<:osten für 1988 b:1aufen sich auf 

1 Mrd. öSe 

Neben dem im Jahre 1956 errichteten F1üchtlings1ag:r Traiskirchen 

b:stehen ooch die F1üd1tlings1ager MSdling-\.Orderbrühl, Reid1enau an der 

Rax und Bad Kreuzen (ca) sowie die Betreuungsstelle 'Ihalham (ca). 

VOm Bundesministerium für Inneres wurden 2.545 Asylwerber in diesen fünf 

Lag:rn, und 8.869 in 196 Gast.hi5fen und Heirren b:treut. 

Bis 31.12.1987 s irrl im Rahmen \On !(ontingenten 2.114 Vietnarresen bzw. 

Ka.rnl::Ddschaner und 603 Oülenen nad1 Ö5terreid1 g:korrmen. 

Zu den Ausgaben des Bundes komren die der Bundes1ärrler. Sie erfolgen 

insbesondere in FeIm der "Sbzialhilfe". Bedeutsam ist audl die Hilfe 

privater Organisationen. Erwähnung verdienen hier \Or allem die CARITAS 

Ö5terreich, der österreidlisd1e FÜrsorg:- und WJhlfahrtsverbarrl 

"\blkshilfe", und das "österreichisd1e Ibte Kreuz". Die \On der 

romisch-katl'olisdlen Kirdle in zahlreidlen Pfarren eingeridlteten 

"Pfarrpatensdlaften" widmen sidl der Hilfe für die Ind:>chinaflüdltling:. 

Die österreidlisdle Flüdltlingshilfe beschränkt sidl nicht nur auf 

österreidl selbst. österreichiscre Beiträge zu Internationalen 

Flüdl tl ingshilfswerken korrmen Flüdl tl ingen in aller welt zugute. 

österreidl trägt bei: 

• 
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zum Flüchtlingsmdlkorrmissär der Vereinten Nationen = tJNHCR. (1987 

110.000 US-$); 

- zum Zwisenenstaatlichen F'Dmitee für Auswanderung = I01. (1987 147.000 

US-$) 

- zum Hilfswerk der vereinten Nationen für palästinaflüchtlinge im Nahen 

Osten = C~ (1987 145.000,-- US-$); 

- zum Internationalen F'Dmitee \Dm R:lten Kreuz = IKRK (1986 2,4 Mio. öS); 

- österreich beteiligt sien an der Finanzier.mg l,on S:nrlerprogr;='..JTIr:e..'1 :::'es 

U~CR. in Afghanistan, pakistan, Äthiopien, SUdan, Dj ib::uti , Tsc:had \.l.n.d 

Libaron 

- s::>wie an den Sonderprograrnnen der IKRK und des UN3RO für 

sücbstas iatische Flüchtlinge. 

• Mit diesen bescheidenen Beiträgen zu den internationalen humanitären 

Organisationen liegt österreich am untersten Ende der europäischen 

Staaten. Die je<bch \Draussidltlich bis zu einer Mrd. öS steigenden 

Aufv.endungen für die Flüchtlingsbetreuung in österreich kompensieren in 

gewissem Umfang die niedrigen Beiträge österreichs zu den humanitären 

Organisationen. Trotz seiner R:llle als Erstasylland \Or allem für die 

Flüchtlinge aus dem Osten und seiner daraus resultierenden beträchtlichen 

Aufv.endungen für die Flüchtlingsbetreuun;J läuft österreich aber Gefahr, 
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seine internationale GlaubwÜrdigkeit zu verlieren, wenn es nicht eine 

substantielle Erl'i>1mng seiner Bei träge zu den internationalen humanitären 

Organisationen leistet. 

Eine Fortsetzung der humanen und lil::eralen F1üchtlingsp::>li tik österreichs 

ist auf Dauer aber nur rolange rIÖglich, wie diese \.On einem großen Te il 

der Be~lkerung mitvertreten wird. Der auf grund eines 

Minis terratsbeschlusses jey,e ils arn 15. Juni jeden Jahres (erstrra1s arn 15. 

Juni 1985) begangme "Tag des Flüchtlings" und insterondere das 1980 

gegrürrlete "österreichische Kuratorium für Flüchtlingshilfe" tragen 

y,es~tlich zu einer Bewußtseinsbildung ur.d M:>tivierung der 

österreichismen Be~lkerung zu einer p:>sitiveren Einstellung 

Flücht1ingm gegenüber und zur Förderung ',On Privatinitiativen in der 

Betreuung \.On Flüchtlingen tel. 

• 
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Sdlluß t:e.rnerkung 

Ein Bericht W:er die Berruhung:n der AußenFOlitik zur Erhalblng des 

Friedens rruß ro t-NeIldigeJ"::W:! ise irnrrer umolls tändig se in. Dies deshalb, 

weil er sien auf die Darstellung je.11.er Aktivitäten l:esc:hränkt und 

l::esdlränken mß, die, auch in der öffentlid1en ~inung, eng mit dem 

Begriff "Friede.11." verknüpft sind. 

Es is t jecbdl nidl t zu ül::ersehen, daß der Eegrif f "Frieden" - et:en.so wie 

sein Gegenstück der Begriff "tJnfrieden" oder "YDnflikt" ein sehr breiter 

ist. YDnflikte, Unfriede.11. entste.'1t, TM:) L"1teressen aufeL'1ar.C.erprallen, 

ohne daß es zwiscr.en ihnen zu eir:.em Ausgleien kcrr.mt; ~nflikte entsteh€:..11., 

TN:) M211senen il"'.re I.el::ensurrstärrie unerträglich werden; rDnflikte entstehen 

dJrt, w:) Proble.rne einer internationalen Fs<;elung b2dürfen, die de.'1IX)d"l 

nicht gefunden werden kann; kurzum, Unfrieden und YDnflikt kann auf fast 

allen Gebieten der AußenFOlitik entstehen, und einige dieser Fbnflikte 

können sd"lließlich auch zu gewaltsamen eskalieren. 

Ein Staat, urrl audl ~terreidl, hat ge.wiß verschiedene untersd"liedlid1e 

M)tive für seine aUßenFOlitisd"len Aktivitäten. 9:) seht es et'Na auf dem 

Gebiet des internationalen UnMeltschutzes gewiß audl um die Sache als 

sold1e, das heißt um den Sd1utz der Biosfhäre unseres Planeten. Bei der 

Entwicklungshilfe geht es ~terreid1 ge.wiß aud1 um die Sache als sold1e, 

das heißt um solidarisd1es Handeln zugunsten der Ärrreren etc. Daneben 

haben solch: Beniihungen zurre ist aber a u c h einen 

friedensFOlitisd1en Aspekt - eben dadrud1, daß sie audl darauf gerichtet 

sirrl, fOtentielle internationale FOnflikte präventiv zu entSchärfen. 
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